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Wirtschaft

Ebenso wie das marxistische Denken die menschliche Arbeit mit bloßem
Blick auf ihren Gebrauchswert, das heißt nur zum Zweck als in
ausschließlich individuelle Bedürfnisbefriedigung investiert ausmacht,
wird das ursprüngliche Verständnis des Wirtschaftens und der
Wirtschaft mithin als ein lediglich auf Selbstversorgung und
Gastfertigkeit angelegtes Unterfangen beschrieben.

Eine Wirtschaft oder gar Ökonomie zu betreiben, wäre dann im Ursprung
des Wortgehaltes inklusive der archaisch darin begründeten
Gastfreundschaft keineswegs das Synonym für profitable Betriebsamkeit.

Die Ökonomie, anfänglich das Wort für Verwaltung von Land und Gütern,
ist ebenso wenig wie das Wirtschaften zwingend mit der
kapitalistischen Orientierung einer profitablen also auf Gewinn
ausgerichteten Absicht oder Konzeption gleichzusetzen. Hierzu müßte
zuvor der Tauschwert der damit erbrachten Leistungen oder Arbeiten
definiert und frei nach Marx als Warencharakter bestimmt und in die
Praxis des Handels umgesetzt werden.

Nur noch Worte wie "unwirtlich", das heißt ungemütlich oder
unfreundlich, erinnern uns noch an eine völlig andere, dem
herrschenden kapitalistischen System entgegengesetzte Bedeutung jenes
Wirtschaftsbegriffs in sicherlich negativer Umschreibung, nämlich die
der Gastlichkeit und Selbstversorgung, also der dem natürlichen
Stoffwechsel und Leben verhafteten Arbeits- und Schaffenskraft.

Wirtschaft kann nur unter der Maßgabe einer leidlich hergeholten und
im wesentlichen von bösen Absichten erfundenen Verknüpfung ihres
Selbstverständnisses mit den Absichten des Marktes, des Profits oder
der Warenproduktionsmotivation gegen ihren eigentlichen Sinn
pervertiert werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


13. Juli 2018
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KOHLEALARM/452: Klimakampf und Kohlefront - Schulterschluß der Kohlenutzer ... (Robin Wood)


Robin Wood-Pressemitteilung vom 13. Juli 2018

Online-Protest startet: Kein Kohlekraftwerk in Stade!



ROBIN WOOD startet heute eine Online-Aktion gegen den Plan des
Chemie-Riesen DOW, auf seinem Werksgelände im niedersächsischen Stade
eine neues Kohlekraftwerk zu bauen. Damit unterstützt die
Umweltorganisation den beharrlichen Protest vor Ort gegen das extrem
klimaschädliche Projekt. Unter www.robinwood.de/kein-kohlekraftwerk-stade
können Gegner*innen des Vorhabens per Mail Bundesumweltministerin Svenja
Schulze und Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier auffordern, ein Verbot
von Kraftwerks-Neubauten wie in Stade durchzusetzen.

"Die Bundesregierung nimmt es sehenden Auges hin, dass Deutschland das
Klimaziel 2020 verfehlen wird. Statt umzusteuern und zügig den
Kohleausstieg einzuleiten, spielt sie mit der 'Kohlekommission' auf
Zeit. Während die Kommission in Berlin tagt, wird in Stade ein neues
Kohlekraftwerk geplant. Das ist eine Farce", sagt ROBIN
WOOD-Energiereferentin Ronja Heise.

Das neue 920-Megawatt-Kohlekraftwerk in Stade würde die Atmosphäre
zusätzlich mit bis zu fünf Millionen Tonnen Kohlendioxid pro Jahr
belasten. Der Chemie-Konzern DOW hält - wider alle klimapolitische
Vernunft und trotz jahrelanger Proteste von lokalen Initiativen und
Umweltschutzorganisationen - an seinen Neubauplänen fest.

"Dem Chemiekonzern DOW liegt der eigene Profit am Herzen, nicht der
Klimaschutz. Mit dem geplanten Kohlekraftwerk wird DOW das Klima weiter
anheizen und die Menschen missachten, die schon jetzt existentiell durch
den Klimawandel bedroht sind!", sagt ROBIN WOOD-Aktivistin Paula. "Wir
wollen zeigen, dass unser Widerstand gegen DOWs Kraftwerkspläne von
vielen getragen wird und unübersehbar ist. Daher wird für jede
Unterschrift unter unserem Online-Protest unser Aktions-Banner ein
Stückchen größer werden."

Weitere Proteste gegen den Klimakiller sind schon in Vorbereitung. Ein
breites Bündnis von Initiativen und Organisationen, zu dem auch ROBIN
WOOD gehört, ruft für den 8. September 2018 zu einer Demonstration in
Stade gegen den Kraftwerksbau auf.

Mehr erfahren über das Kraftwerksprojekt in Stade:

https://www.robinwood.de/kein-neues-kohlekraftwerk-stade

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juli 2018

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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KOHLEALARM/451: Klimakampf und Kohlefront - gestanzte Gutachten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 13.07.2018

Kohlekommission darf nicht auf falscher Zahlengrundlage arbeiten

Wirtschaftsministerium veröffentlichte nachweislich zu hohe
Arbeitsplatzeffekte der Braunkohlewirtschaft



Cottbus/Berlin, 13.06.2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA mahnt vor der
heutigen Tagung der Kohlekommission mehr Sachlichkeit in der
Braunkohledebatte an. Ein als Grundlage für die Arbeit der Kommission vom
Bundeswirtschaftsministerium veröffentlichtes Gutachten nennt nachweislich
zu hohe Arbeitsmarkteffekte des Kohleabbaus.

"Den Kommissionsmitgliedern sollen hunderte vom Steuerzahler finanzierte
Jobs als Teil der privaten Kohlenwirtschaft untergejubelt werden. So wird
die Bedeutung der Branche für die Regionen überhöht dargestellt",
kritisiert René Schuster, Braunkohle-Experte der GRÜNEN LIGA. "Angesichts
der weitreichenden Schlußfolgerungen, die aus den Arbeitsplatzzahlen
abgeleitet werden, ist dringend mehr Sachlichkeit und Gründlichkeit nötig."

Das Gutachten "Erarbeitung aktueller vergleichender Strukturdaten für die
deutschen Braunkohleregionen" wurde im Auftrag des
Bundeswirtschaftsministeriums erstellt. Es nennt in Kapitel 3 (Seite 35)
für das Jahr 2016 in der Lausitz 8.278 direkt in der Braunkohle
Beschäftigte. Es verschweigt dabei, dass darin hunderte Mitarbeiter der
bundeseigenen Lausitzer und Mitteldeutschen Bergbau-Verwaltungsgesellschaft
(LMBV) enthalten sind. Diese saniert auf Kosten des Steuerzahlers die
stillgelegten DDR-Tagebaue. Sie hat also mit der aktuellen oder künftigen
Kohleförderung und damit mit dem Auftrag der Kommission nichts zu tun. Die
falschen Zahlen sind Grundlage zahlreicher Berechnungen des Gutachtens, so
dass die Rolle der Braunkohlenutzung in allen folgenden Kapiteln überhöht
bewertet wird. Zu jedem falsch angerechneten direkten Arbeitsplatz werden
beispielsweise nochmal indirekte und induzierte hinzugerechnet.


Quellen:

Gutachten des Bundeswirtschaftsministeriums:

http://www.rwi-essen.de/forschung-und-beratung/umwelt-und-ressourcen/projekte/392/

Internetseite der LMBV (Mit Aufschlüsselung der Beschäftigtenzahlen):

https://www.lmbv.de/index.php/Personal.html

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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MUMIA/897: Freiheitsstatue niederreißen! (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 913

Freiheitsstatue niederreißen!

Das angemessene Symbol für die USA sind Mauern und Stacheldraht

von Mumia Abu-Jamal, Juli 2018



Das Weinen und verzweifelte Rufen kleiner Kinder nach ihren Müttern und
Vätern war wie der Stich eines kalten Messers in die Herzen von Millionen
Menschen. Sie mussten in Radio und Fernsehen mit anhören, was eine Anwältin
heimlich mit ihrem Handy in einem der Behelfssammellager für die
verschleppten Kinder und Jugendlichen irgendwo in den USA aufgenommen
hatte. Die Medien zeigten Aufnahmen von Kindern, die vor Angst weinten und
schrien, als US-Grenzpolizisten sie aus den Armen ihrer Mütter rissen, nur
weil ihre Familien versucht hatten, die Grenze von Mexiko zu passieren und
in die »Festung Amerika« zu gelangen. Die Schergen der »Vereinigten
Sicherheitsstaaten von Amerika« rissen die Familien brutal auseinander,
legten die Eltern in Handschellen und sperrten ihre Kinder in Käfige, wo
sie einer ungewissen Zukunft entgegensehen.

Nach Jahrzehnten der Verteufelung hispanischer Migranten sind wir dank der
vom US-Präsidenten völlig aufgeputschten und von Übertreibungen nur so
strotzenden Hetzkampagne, die ihren Ursprung in der Kriminalisierung
mexikanischer Einwanderer hat, nun mit dieser Situation konfrontiert. Die
Kampagne war von vornherein so angelegt, sie sollte zu nichts anderem
führen. Sie sollte Angst unter den aus Mittelamerika fliehenden
Migrantinnen und Migranten verbreiten und in einem Meer aus Tränen enden.
Für die törichte Idee, zwischen Mexiko und den Vereinigten Staaten eine
Mauer zu bauen, die dem irren Alptraum eines Machthabers entsprungen ist,
sollen die Tränen verlassener Kinder nun als Verhandlungsmasse missbraucht
werden. Die Tränen der Kinder sollen der Demokratischen Partei die
Zustimmung zum Bau der Mauer abringen.

Niemand von uns sollte über diese skrupellose Perfidie überrascht sein.
Hier zeigt sich die eiskalte Fratze einer Politik, die sich auf der Angst
vor dem Anderen, dem Fremden gründet. Geschürt wird die Angst vor Menschen
mit brauner Haut, vor einer wachsenden hispanischen Gemeinde mit vielen
jungen Menschen. Die US-amerikanische Gesellschaft kämpft mit einer
sinkenden Geburtenrate, bei einer gleichzeitig steigenden Zahl von
Selbstmördern, denen auch die von Ärzten mit vollen Händen ausgeteilten
Opiate keinen Lebenssinn mehr vorgaukeln können. Die Suizidrate übersteigt
mittlerweile die für sich genommen schon äußerst tragische Mordrate in den
USA. Die panische Angst der Alten vor Veränderung ist die Ursache für
Tränen und Schmerz der Jüngsten und die Angst, die in ihre kleinen Herzen
gepflanzt wird.

Es ist deshalb an der Zeit, dass wir endlich das Geschenk niederreißen, das
Frankreich einst der aufstrebenden Nation der Vereinigten Staaten von
Amerika machte - die Freiheitsstatue! Sie steht nicht mehr für den Geist
des Landes, in dem wir leben. Diese Nation, die sich in Angst badet und die
in einer Atmosphäre rassistischen Hasses emporgestiegen ist, braucht in der
Tat eine Mauer, denn sie gefällt sich darin, dass ihre kalten Herzen längst
durch Ziegelsteine, Stahl und Stacheldraht vor dem Fremden und Neuen
geschützt sind.

Übersetzung: Jürgen Heiser


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 156 vom 9. Juli 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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MELDUNG/116: Ein Jahr Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen


Terre des Femmes - Pressemitteilung vom 11. Juli 2018

Ein Jahr Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen: 

TERRE DES FEMMES zählt 229 gemeldete Fälle und acht Urteile



Berlin, 11.07.18. - Vor fast einem Jahr, am 22. Juli 2017, trat das Gesetz
zur Bekämpfung von Kinderehen in Kraft. Das Mindestheiratsalter liegt
seitdem bei 18 Jahren - ohne Ausnahmen. Zudem werden Ehen, die im Ausland
mit Minderjährigen geschlossen werden, in Deutschland nicht mehr anerkannt
bzw. aufgehoben. TERRE DES FEMMES wollte wissen, ob und wie es in der
Praxis umgesetzt wird und hat daher in den letzten Monaten eine bundesweite
Abfrage durchgeführt. Ergebnis: Bisher wurden deutschlandweit mindestens
229 Fälle von minderjährig Verheirateten an die zuständigen Behörden
gemeldet, mindestens 47 Anträge auf Eheaufhebung wurden gestellt, acht
Urteile wurden bereits gefällt (dreimal Aufhebung der Ehe, fünfmal
Bestätigung).

Näher betrachtet werfen die Zahlen jedoch Fragen auf. "Wie kann es sein,
dass zum Beispiel in Berlin innerhalb der letzten zwölf Monate nur drei
Fälle von Frühehen vom Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten
festgestellt worden sind?", wundert sich Christa Stolle,
Bundesgeschäftsführerin von TERRE DES FEMMES. "2016 waren laut
Sozialverwaltung noch rund 100 verheiratete minderjährige Frauen
registriert." Nach der neuen gesetzlichen Regelung müssen unbegleitete
minderjährig Verheiratete vom zuständigen Jugendamt in Obhut genommen
werden, doch von den Jugendämtern werden kaum Fälle gemeldet. Auch
religiöse oder soziale Voraustrauungen Minderjähriger sind per Gesetz nun
verboten. Stolle befürchtet allerdings, dass diese neuen Regelungen noch zu
wenig bekannt sind: "Minderjährige haben ein Recht auf Schutz, Bildung und
Kindheit. Wir haben uns für dieses Gesetz eingesetzt, um ihnen diese Rechte
zu garantieren. Natürlich müssen wir dafür die minderjährig Verheirateten
erst einmal ausfindig machen. Ist das aber geschehen, müssen die Behörden
auch wissen was zu tun ist." Die Recherchen von TERRE DES FEMMES haben aber
ergeben, dass gerade der Aufbau der Strukturen zur Umsetzung der Regelungen
höchst unterschiedlich und teilweise schleppend vorangegangen ist. "Wir
fordern, dass Handlungsleitfäden für die zuständigen Behörden entwickelt
werden, um einheitliche Standards sicherzustellen, die den Betroffenen
bestmögliche Unterstützung gewährleisten", sagt Stolle: "Nur so verhindern
wir, dass das Gesetz zur Makulatur verkommt."

Einen weiteren Verbesserungsbedarf sieht die Bundesgeschäftsführerin von
TERRE DES FEMMES bei der Datenerhebung. Zwar seien mittlerweile in jedem
Bundesland Behörden benannt, die für die Einleitung von
Eheaufhebungsverfahren zuständig sind. Doch nicht jede Behörde führe eine
Statistik bzw. seien in manchen Bundesländern mehrere Stellen zuständig,
und die Daten würden nicht zentral zusammengeführt. Um das Gesetz in seiner
Wirkung beurteilen zu können, sei eine konsequente und aussagekräftige
Datenerhebung jedoch absolut unerlässlich. TERRE DES FEMMES fordert mehr
Anstrengungen von Bund und Ländern, um den Schutzgedanken des Gesetzes
nicht ins Leere laufen zu lassen. "Nur wenn wir ein annähernd realistisches
Bild von der Lebenswirklichkeit von Minderjährigen in Deutschland haben,
können wir darauf reagieren und die nötigen Unterstützungsangebote
entwickeln. Mädchen- und Frauenrechte dürfen keine leeren Worte bleiben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Juli 2018

TERRE DES FEMMES - Menschenrechte für die Frau e. V.

Brunnenstr. 128, 13355 Berlin

Telefon: 030 40504699-0, Fax: 030 40504699-99

E-Mail: info@frauenrechte.de

Internet: www.frauenrechte.de
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INTERVIEW/095: Linke Buchtage Berlin - der rassistisch nationale Geist ...    Claus Kristen im Gespräch (SB)


Gespräch am 3. Juni 2018 in Berlin-Kreuzberg



In diesem Jahr jährt sich die Novemberrevolution 1918 zum
einhundertsten Mal. Damals hatte das deutsche Heer kapituliert und die
Monarchie abgedankt, die Republik wurde ausgerufen. Revolutionäre
Bewegungen forderten in zahlreichen Städten eine Entmilitarisierung
und Sozialisierung der Gesellschaft, deren grundlegende Umgestaltung
greifbar nahe schien. Doch die Konterrevolution siegte. Im Dienst des
Kapitals und gerufen von den bürgerlichen Parteien, allen voran der
Sozialdemokratie unter Friedrich Ebert und Gustav Noske, traten in den
Berliner Januarkämpfen erstmals militärische Freiwilligenverbände
öffentlich in Erscheinung, darunter das "Freiwillige Landesjägerkorps"
des Generalmajors Georg Maercker. Dieser hatte in der deutschen
Kolonialgeschichte Erfahrungen in der blutigen Aufstandsbekämpfung
gesammelt, als er in "Ost"- und "Südwestafrika" an den Kämpfen gegen
Herero und Nama teilnahm. Im Auftrag der Reichsregierung zog Maercker
kreuz und quer durch Mitteldeutschland, um revolutionäre Erhebungen
niederzuschlagen.

Claus Kristen hat eine umfassende Biografie des Freikorpsführers und
"Städtebezwingers" Georg Maercker vorgelegt, der als eine zentrale
Figur der Konterrevolution gilt. Der Autor stellt die Verbindung
zwischen der deutschen Kolonialgeschichte und der Novemberrevolution
her, geht auf die Entstehungsbedingungen des Nationalsozialismus ein
und schlägt eine Brücke zu den aufbrechenden nationalistischen
Tendenzen der Gegenwart. Am Beispiel Georg Maerckers befaßt er sich
mit der preußischen Militärtradition, der deutschen Kolonialherrschaft
und der Niederschlagung der Novemberrevolution bis zum
Kapp-Lüttwitz-Putsch. Weitere Themen des Buches sind die Rolle der
sozialdemokratischen Führung während der Entstehungsphase der Weimarer
Republik, deren Rezeption innerhalb der heutigen Sozialdemokratie
wie auch der aktuelle Diskurs über das Verhältnis von Kolonialismus
und Nationalsozialismus. [1]

Claus Kristen hat ein Lehramtsstudium abgeschlossen und ist seit 1979
Buchhändler im "Guten Morgen Buchladen" in Braunschweig. Er hat
Beiträge insbesondere zu den Themen Kolonialgeschichte und
Militarismus unter anderem bei Informationszentrum 3. Welt, analyse +
kritik, junge Welt und Ossietzky veröffentlicht.

Im Rahmen der Linken Buchtage Berlin, die vom 1. bis 3. Juni im
Mehringhof stattfanden, stellte er sein Buch "Ein Leben in
Manneszucht. Von Kolonien u. Novemberrevolution. 'Städtebezwinger'
Georg Maercker" [2] vor. Im Anschluß daran beantwortete er dem
Schattenblick einige Fragen.
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Schattenblick (SB): Du hast heute in einem Workshop, den ich leider
versäumt habe, dein Buch über die Freikorps vorgestellt. Warum ist
diese Geschichte aus heutiger Sicht immer noch wichtig?

Claus Kristen (CK): Diese Geschichte ist meines Erachtens immer noch
wichtig, weil darin Aspekte wie Rassismus und Nationalismus eine
wichtige Rolle spielen, deren Wiedererstarken man auch in der
Gegenwart beobachten kann. Es wird also aufgezeigt, welche Entwicklung
diese Form von Militarismus genommen hat und welche Kontinuitäten
dabei zum Tragen kamen.

SB: Was kann man aus deiner Sicht heute wiedererkennen?

CK: Es ging dabei insbesondere um Generalmajor Georg Maercker und
seine extrem nationalistische Haltung. Da gibt es meiner Meinung nach
Anknüpfungspunkte was beispielsweise die Wiedererrichtung von
feudalen Gebäuden wie der Potsdamer Garnisionskirche oder des
Berliner Stadtschlosses betrifft, aber auch die im Augenblick fast
inflationär daherkommenden Heimatministerien, was meines Erachtens
der Wiederherstellung eines nationalen Identitätsgefühls dient.

SB: Es gab eine lange Phase in der Geschichte der Bundesrepublik, in
der die Rolle der Reichswehr und das Treiben der Freikorps überhaupt
nicht diskutiert wurde. Auch wurden viele Militärs, die schon im
NS-Staat eine hochrangige Funktion hatten, in die Bundeswehr
übernommen. Inwieweit ist die Bearbeitung dieser unbewältigten
deutschen Vergangenheit auch von aktueller Bedeutung?

CK: Zum einen halte ich es generell für wichtig, sich einen
historischen Überblick zu verschaffen, zum anderen gilt es aber auch
Veränderungen im Verlauf wahrzunehmen. Beispielsweise wurden viele
Freikorpsführer so wie auch General Mercker, der in den
Kolonialgebieten im Einsatz gewesen war, im Nationalsozialismus zwar
als Gallionsfiguren aufgebaut, aber im Grunde nicht akzeptiert, weil
sie aus Sicht der Nationalsozialisten einen rückwärtsgewandten
Charakter hatten. Sie waren in der Regel Monarchisten und damit
Vertreter feudaler Verhältnisse, was mit der Ideologie der
nationalsozialistischen Volksgemeinschaft nicht unbedingt zu
vereinbaren war. Das alles sollte im Gedächtnis bleiben, damit man auf
entsprechende Tendenzen in der Gegenwart besser reagieren kann.

SB: Wir haben eine neue Bundeswehr, die nach eigenem Verständnis mit
der alten Reichswehr überhaupt nichts mehr zu tun hat. Kann man diese
These so aufrechterhalten?

CK: Das kann man nicht, weil die Bundeswehr von einer sogenannten
Verteidigungsarmee inzwischen zu einer weltweiten Interventionsarmee
geworden ist. Viel davon spielt sich in den ehemals kolonialen
Gebieten ab, die sich auf der Grundlage damaliger kolonialer
Verwüstungen fortentwickeln mußten und heute immer noch keine
friedlichen Regionen sind. Das ist eindeutig eine kontinuierliche
Entwicklung, die ich darin erkennen kann.

SB: Die Freikorps haben in den damaligen revolutionären Zeiten unter
der Linken gewütet. Siehst du Tendenzen, daß auch die Bundeswehr eine
vergleichbare Rolle im Inneren spielen könnte, gegen Revolten und
soziale Erhebungen eingesetzt zu werden?

CK: Diese Tendenz sehe ich in der Tat. Natürlich gab es auch
historische Brüche, und man kann nicht sagen, das sich alles in einer
geschlossenen Linie weiterentwickelt hat. Aber vieles taucht auch
wieder neu auf wie der Einsatz der Bundeswehr im Inneren, der in
jüngerer Zeit immer häufiger diskutiert und schubweise legalisiert
wird. Er richtet sich mit Sicherheit gegen soziale
Aufstandsbewegungen.

SB: Du hast bei der heutigen Veranstaltung dein Buch vorgestellt. Wie
war die Resonanz unter den Zuhörerinnen und Zuhörern?

CK: Die Resonanz fand ich sehr gut, denn es gab eine lebhafte
Diskussion. Ich hatte in meinem Vortrag bewußt viele Aspekte
ausgespart, weil sich die Leute das Buch ja schließlich auch besorgen
sollen. Es wurde jedoch zielgerichtet nach diesen Aspekten gefragt,
die auf diese Weise ebenfalls zur Sprache kamen.

SB: Claus, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnoten:


[1] http://www.schmetterling-verlag.de/page-5_isbn-3-89657-160-5.html

[2] Claus Kristen: Ein Leben in Manneszucht. Von Kolonien u.
Novemberrevolution. 'Städtebezwinger' Georg Maercker, Schmetterling
Verlag, Stuttgart 2018, 306 Seiten, 19,80 Euro, ISBN 3-89657-160-5


Berichte und Interviews zu den Linken Buchtagen Berlin 2018
im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

BERICHT/068: Linke Buchtage Berlin - der belesene Blick nach vorne ... (SB)

BERICHT/069: Linke Buchtage Berlin - besinnliche Gegenwart ... (SB)

BERICHT/070: Linke Buchtage Berlin - der digitalen Verwertbarkeit entgegen ... (SB)

BERICHT/072: Linke Buchtage Berlin - Rote Zora und die Archive des Alltags ... (SB)

BERICHT/073: Linke Buchtage Berlin - polizeistrategisch nachgeladen ... (SB)

BERICHT/074: Linke Buchtage Berlin - Ökonomie nicht ausschlaggebend ... (SB)

BERICHT/075: Linke Buchtage Berlin - schadensbegrenzte Beteiligung ... (SB)

BERICHT/076: Linke Buchtage Berlin - rechtsseitig durchdrungen ... (SB)

BERICHT/077: Linke Buchtage Berlin - Arbeitskämpfe bodenlos ... (SB)

INTERVIEW/091: Linke Buchtage Berlin - es antwortet die Straße ...    Andreas Blechschmidt im Gespräch (SB)

INTERVIEW/092: Linke Buchtage Berlin - Befangenheit und Selbstbetrug ...    Andreas Hechler im Gespräch (SB)

INTERVIEW/093: Linke Buchtage Berlin - Anstoß nach rechts ...    Gerd Wiegel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/094: Linke Buchtage Berlin - Wirtschaftlichkeitsprämisse ...  &nbsp Michael Skambraks im Gespräch (SB)


15. Juli 2018
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AUSSICHTEN/8338: Und morgen, den 16. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.07.2018 bis zum 17.07.2018 +++






[image: Jean-Luc 8338 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Jean-Luc ist heut' der grüne Lord

im Sonnenglanz und Wolkenhauch,

ein schwacher Wind, zumeist aus Nord,

erfrischt und streichelt seinen Bauch.
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AGRAR/1713: Französisch-deutsche Erklärung der Verbände-Plattformen zur EU-Agrarreform (AbL)


Plattform von Verbänden aus Umwelt- und Naturschutz, Landwirtschaft,
Entwicklungspolitik, Verbraucherschutz und Tierschutz in Deutschland

Paris und Berlin, 13.07.2018

Französisch-Deutsche Zusammenarbeit zur Gemeinsamen Agrarpolitik der EU
nach 2020


Französische und deutsche Verbände-Plattformen fordern ihre
Agrarminister auf, einen Verschlechterungs-Wettlauf zu verhindern

Können Ministerin Klöckner und Minister Travert sich nicht auf eine
gemeinsame Erklärung einigen? Die Vertreter der Zivilgesellschaft schaffen
das! Verbände beider Länder fordern EU-weit schärfere Regeln für Ernährung,
Umwelt, Fairness und Tierschutz



Die deutsche Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner und Frankreichs
Minister Stéphane Travert hatten bei ihrem Treffen in Paris am 25. Juni
angekündigt, dass sie zum EU-Agrarministerrat am 16. Juli eine gemeinsame
Erklärung zu den Kommissionsvorschlägen zur Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) vorlegen würden. Was die Minister bis heute, wenige Tage
vor dem Agrarrat, nicht erreicht haben, vollzieht nun die
Zivilgesellschaft, die das Gemeinwohl verteidigt: In einer gemeinsamen
Mitteilung wenden sich die französische Verbände-Plattform "Pour une autre
PAC" (Für eine andere Gemeinsame Agrarpolitik der EU) und die deutsche
Plattform von Verbänden aus Umwelt- und Naturschutz, Landwirtschaft,
Entwicklungspolitik, Verbraucherschutz und Tierschutz an die beiden
Minister.

Die Verbände befürchten, dass es bei unzureichenden Vorgaben der EU-Ebene
zu einem Unterbietungs- und damit Verschlechterungswettlauf der
Mitgliedstaaten komme. Erforderlich seien deshalb hohe EU-weite
Mindestvorgaben, damit die in Richtlinien und Strategien der EU
vereinbarten Zielwerte für Umwelt-, Natur-, Klima- und Tierschutz sowie für
faire Einkommen der Bäuerinnen und Bauern erreicht werden könnten. Die
Verbände fordern nicht nur ein Verschlechterungsverbot gegenüber dem Status
quo, sondern eine Verpflichtung zur erheblichen Verbesserung in allen
Mitgliedstaaten.

Die Verbände-Plattformen rufen Ministerin Klöckner und Minister Travert
auf, sich für solche EU-weit verbindlichen und ehrgeizigen ökologischen und
sozialen Zielvorgaben für alle Fördergelder und GAP-Maßnahmen einzusetzen.
Die Landwirte sollten mit den Fördergeldern für konkrete Leistungen für
Umwelt-, Natur- und Klimaschutz und eine artgerechte Tierhaltung honoriert
werden. Daher sollten beide Minister sich zum einen vehement dafür
starkmachen, die von der Kommission vorgeschlagene Kürzung der EU-Mittel
für Agrarumweltprogramme, Ökolandbau, naturbedingt benachteiligte Gebiete,
Naturschutz und die ländliche Entwicklung (2. Säule) zu verhindern. Zum
zweiten sollte auch das neue Instrument der aus Direktzahlungen
finanzierten Umweltmaßnahmen (Eco-schemes) als Honorierung für konkreten
Leistungen in allen Mitgliedstaaten mit einem hohen Anteil des Budgets
verbindlich eingesetzt werden (Mindestbudgets auch in der 1. Säule).

Die EU-Kommission will allen Mitgliedstaaten eine Förderung des
Risikomanagements vorschreiben. Die Verbände lehnen es ab, dass
Versicherungsprämien von landwirtschaftlichen Betrieben aus EU-Agrargeldern
finanziert werden. Vordringliche Aufgabe der GAP solle es vielmehr sein,
Risiken zu minimieren, beispielsweise durch Anreize für eine vielfältige
Wertschöpfung (Diversifizierung), Maßnahmen zum Klimaschutz, zur Erhöhung
der Bodenfruchtbarkeit und Biodiversität.

Verbindlichere Vorgaben fordern die Verbände für den Aufschlag auf die
ersten Hektare, um kleinere und mittlere Betriebe zu stärken. Der
Kommissions-Vorschlag zur Degression und Kappung unter Berücksichtigung von
Arbeitskosten wird von den Verbänden zwar im Grundsatz begrüßt, sie fordern
aber wichtige Änderungen an der konkreten Ausgestaltung, damit das
Instrument die gewünschten Wirkungen entfalten könne.

Um existenzgefährdende Marktkrisen zu verhindern, fordern die Verbände,
dass auf EU-Ebene ein direktes Eingreifen bis hin zu befristeten
mengenbegrenzenden Maßnahmen vorgesehen wird. Nicht zuletzt fordern die
Verbände klare Regelungen in der GAP, mit denen negative Auswirkungen u.a.
von EU-Exporten und Importen auf regionale und lokale Märkte, die Umwelt
und Einkommensperspektiven in Drittländern verhindert werden. Sowohl im
Bereich der finanziellen Förderung als auch für die Marktregeln sei eine
durchsetzungsfähige Position der EU-Ebene erforderlich, um den bäuerlichen
Betrieben und ländlichen Gemeinden in Europa eine gerechte wirtschaftliche
Perspektive in Übereinstimmung mit dem Umwelt-, Natur- und Klimaschutz zu
ermöglichen.



Die Verbände-Plattform hat sich mit mehreren Papieren in die Diskussion um
die laufende GAP-Reform eingebracht[1]. Sie wurden unterzeichnet von
folgenden Organisationen:

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V. (AbL); Bischöfliches
Hilfswerk Misereor e.V.; Brot für die Welt; Bundesverband Beruflicher
Naturschutz e.V. (BBN); Bundesverband Berufsschäfer e.V.; Bundesverband
Deutscher Milchviehhalter e.V. (BDM); Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland e.V. (BUND); BUND Naturschutz in Bayern e.V.; Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft e.V. (BÖLW); Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR);
Deutscher Tierschutzbund e.V.; Deutscher Verband für Landschaftspflege e.V.
(DVL); Germanwatch e.V.; Greenpeace; EuroNatur - Stiftung Europäisches
Naturerbe; NABU - Naturschutzbund Deutschland e.V.; NaturFreunde
Deutschlands; Neuland e.V.; Netzwerk Solidarische Landwirtschaft e.V.;
Schweisfurth Stiftung; Slow Food Deutschland e.V.; Verband Deutscher
Naturparke e.V. (VDN); Weidewelt e.V.; Zukunftsstiftung Landwirtschaft
(ZSL).

[1] https://www.abl-ev.de/uploads/media/Plattform-Verb%C3%A4nde_2018-03_Stellungn_zur_KOM-Mitteilung.pdf

https://www.abl-ev.de/uploads/media/18-07-03_Verbaendeplattform_Stellungnahme_Rettet_den_Mehrwert_der_EU_Agrarpolitik-b.pdf

 * 

Quelle:

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. Juli 2018 
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GLEICHHEIT/6685: "Die Möwe" - eine "Tschechowsche Stimmung" in unserer Zeit?


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Die Möwe: eine "Tschechowsche Stimmung" in unserer Zeit?

Von David Walsh

13. Juli 2018



Mit The Seagull hat Michael Mayer das gleichnamige Drama des
russischen Schriftstellers Anton Tschechow (Die Möwe), das 1895
entstand und 1896 uraufgeführt wurde, neu verfilmt.

Die Handlung in Mayers Film (Drehbuch: Stephen Karam) setzt 1904 in einem
Moskauer Theater ein. Nach einem triumphalen Auftritt erfährt die
Schauspielerin Irina Arkadina (Annette Bening), dass ihr älterer Bruder
Sorin (Brian Dennehy) lebensgefährlich erkrankt ist. Mitten in der Nacht
eilt sie in Begleitung des berühmten Schriftstellers Boris Trigorin (Corey
Stoll) zu seinem Anwesen außerhalb der Stadt.

Als Irina eintrifft, ist ihr Bruder schon vom Tod gezeichnet. Ihr Sohn
Konstantin (Billie Howle), ein Möchtegern-Dramatiker, der bei seinem Onkel
lebt, ist ebenfalls dort. Als Konstantin für einen Moment allein ist,
klopft es an sein Fenster. Es ist Nina (Saoirse Ronan), eine junge Frau, in
die Konstantin einst sehr verliebt war und die ihn zwei Jahre zuvor
verlassen hat, um Schauspielerin zu werden ...

Abgesehen davon, dass diese kurzen Szenen, die in Tschechows Stück erst
gegen Ende kommen, in die Eröffnung ihres Films eingebaut (und später
wiederholt) werden, bleiben Mayer und Karam dem ursprünglichen Schauspiel
(oder der Komödie, wie es der Autor nannte) treu.

Die eigentliche Handlung setzt zwei Jahre zuvor ein. Konstantin inszeniert
sein dummes, pompöses und symbolistisch-dekadentes Stück, das Zehntausende
von Jahren in der Zukunft spielt ("Alles ist kalt, kalt. Alles ist leer,
leer, leer. Alles ist schrecklich, schrecklich"), in der Dämmerung auf dem
Grundstück seines Onkels, mit Nina in der Hauptrolle als "Seele der Welt".
Im Publikum befinden sich seine Mutter, der Autor Trigorin - mit dem sie
eine Beziehung begonnen hat - und Sorin sowie der Dorfarzt Dorn (Jon
Tenney). Ebenfalls anwesend sind der Gutsverwalter Schamrajew (Glenn
Fleshler), seine Frau Polina (Mare Winningham) und seine Tochter Mascha
(Elisabeth Moss). Letztere wird von dem unfähigen und verarmten Schullehrer
Medwjedenko (Michael Zegen) gestalkt.

Es gibt zahlreiche Nebenhandlungen. Irina Arkadina langweilt sich auf dem
Land, ist neidisch auf Ninas Auftritt in Konstantins Stück und völlig
ablehnend gegenüber dessen Versuchen, "neue Kunstformen" zu schaffen. Sie
verspottet das Stück und schafft es, das Experiment ihres Sohnes zu
ruinieren. Konstantin hasst Trigorin, den Kurzgeschichtenschreiber, dessen
Werke er für unbedeutend hält. Sorin, bereits krank und mit dem Sterben
beschäftigt, bedauert, dass es ihm nie gelungen ist, seine beiden größten
Wünsche zu verwirklichen: Schriftsteller zu werden und zu heiraten. Polina
und der Doktor hatten irgendwann eine Affäre. Sie ist unglücklich in ihrer
Ehe mit dem rüpelhaften Schamrajew. Mascha, ihre Tochter, scheint dazu
bestimmt, in ihre Fußstapfen zu treten. Tatsächlich beginnt Tschechows
Stück damit, dass Medwjedenko Mascha, die unglücklich in Konstantin
verliebt ist, fragt, warum sie immer schwarz trägt. "Ich trauere um mein
Leben", antwortet sie. "Ich bin unglücklich."

Für Konstantin wird es in den folgenden Tagen nicht besser. In einem Anfall
von Wut schießt er eine Möwe und legt sie Nina zu Füßen. Er warnt sie, dass
er bald sein eigenes Leben auf die gleiche Weise beenden werde. Trigorin
beschließt, Nina, die schön und naiv ist, zu seiner letzten Eroberung zu
machen. Prophetisch erzählt er ihr eine Idee für eine neue Erzählung: "Ein
junges Mädchen wächst am Ufer eines Sees auf, wie Sie. Sie liebt den See
wie die Möwen und ist so glücklich und frei wie sie. Aber ein Mann, der
zufällig vorbeikommt, sieht sie und vernichtet sie aus Langeweile, so wie
diese Möwe hier ausgelöscht wurde."

Konstantin begeht einen gescheiterten Selbstmordversuch. Nina verliebt sich
in Trigorin und erzählt ihm, dass sie sich entschieden habe, den Absprung
zu wagen - sie wird nach Moskau gehen und Schauspielerin werden. Er
bereitet sich darauf vor, sie in der Stadt abzuholen.

Zwei Jahre später. Mascha und Medwjedenko sind verheiratet - unglücklich
verheiratet. Sorin ist todkrank. Wir erfahren, dass Nina und Trigorin
zusammengelebt haben und dass ihr Kind gestorben ist. Nina hat zwar eine
gewisse Karriere gemacht, sich aber nicht als besonders begabte
Schauspielerin erwiesen. Trigorin ist zu Irina Arkadina zurückgekehrt. Nina
klopft noch einmal an Konstantins Fenster. Sie reden, sie fängt an, sich
mit der Möwe zu vergleichen. Sie ist immer noch hoffnungslos in Trigorin
verliebt. Sie hat ein zweitklassiges Engagement für den Winter, an
Provinztheatern. Sie geht fort ...

Tschechows Stücke, schrieb der berühmte russisch-sowjetische
Theaterregisseur Wsewolod Meyerhold Jahre später, "entsprachen der
allgemeinen Stimmung der damaligen russischen Intelligenz". Meyerhold, der
sich mit Tschechow befreundete, war führend an der äußerst erfolgreichen
Inszenierung der Möwe am Moskauer Kunsttheater von 1898 beteiligt
(die Uraufführung, zwei Jahre zuvor an einem anderen Theater, war ein
eklatanter Misserfolg). Konstantin Stanislawski führte Regie - und war auch
Darsteller in der Produktion von 1898, in der u.a. Olga Knipper, Tschechows
zukünftige Frau, zu sehen war.

Ninas Tragödie, so schrieb Wladimir Nemirowitsch-Dantschenko, ein Kollege
von Stanislawski und Mitbegründer des Moskauer Kunsttheaters, entsprach der
Lage vieler Mädchen "aus den Provinzen der damaligen Zeit - Mädchen, deren
Ehrgeiz es war, der Tristesse ihrer Umgebung zu entfliehen ... etwas zu
finden, dem sie sich selbst 'hingeben' konnten; flammend und zärtlich, um
sich ihm, dem begabten Mann, der ihre Träume wach gerufen hatte, zu opfern.
Solange die Rechte der Frau grob eingeschränkt waren, waren die
Theaterschulen voll von solchen Mädchen."

Die allgemeine Stimmung der russischen Intelligenz bestand, Tschechows
Komödie nach zu urteilen, aus Entmutigung, Enttäuschung, dem Gefühl der
eigenen Bedeutungslosigkeit und der Kleinlichkeit und Selbstsucht der
eigenen Sorgen und Ambitionen. Hinzu kam die Dumpfheit und Stagnation des
Landlebens, wo die einzige Unterbrechung der Langeweile, die sich in alle
Ewigkeit zu erstrecken schien, die Form von verzweifelten Intrigen und
sinnlosen, zum Scheitern verurteilten (und manchmal destruktiven)
Liebesaffären annahm (wie im Fall von Trigorin-Nina), und wo der
Lebensentwurf dieser Gesellschaftsschicht, der in der Möweund in Tschechows
Erzählungen und Stücken allgemein zu Tage tritt, nicht besonders verlockend
erscheint.

Wie Elisaveta Fen 1959 in einer Einleitung zu einer Ausgabe von Tschechows
Stücken schrieb, "verhalten sich die Figuren so ... und reden so, als
hätten sie sich verirrt, den Glauben an sich selbst und an ihre Zukunft
verloren". Allerdings sollten bald, in der Revolution von 1905, ganz andere
gesellschaftliche Kräfte und "Stimmungen" explosionsartig und wortgewaltig
hervorbrechen.

Der amerikanische Regisseur Michael Mayer (geb. 1960) hat mit The
Seagull eine kompetente Arbeit abgeliefert. Er bemüht sich um eine
schnörkellose Inszenierung von Tschechows Stück. Die grundlegenden Themen
und Ideen werden erkennbar. Die Schauspieler sind in der Regel gut. Es gibt
bewegende und aufschlussreiche Momente. Saoirse Ronan, die an manchen
Stellen etwas überfordert scheint, tritt in einer emotionalen und
verstörenden letzten Szene als die nun erfahrene und verletzte Nina in
Erscheinung. Elizabeth Moss agiert herzergreifend als eine Mascha, die
"freiwillig" eine Ehe eingeht, welche ihr Leben geradezu unerträglich
macht.

Und doch wird diese Filmproduktion der Möwe nie zum ganz großen
Wurf. Sie ist weitgehend leidenschaftslos. Nichts deutet darauf hin, dass
Mayer, der sich selbst als Mann des Theaters bezeichnet, einen ausgeprägten
Sinn für das Filmgenre hat. Die vielen Nahaufnahmen und ruhigen Gespräche
wirken, wenn man ehrlich ist, etwas langweilig. Es ist ein Film, der ohne
klar erkennbare Wirkungsabsicht gedreht wurde.

Wie viel davon hat Mayer zu verantworten und wie viel davon ist den
Bedingungen geschuldet, unter denen Tschechows Werk heute interpretiert
wird?

Meyerhold bezeichnete Tschechows Theater wiederholt als "Stimmungstheater"
und nicht als Realismus oder Naturalismus.

Da ist etwas dran. Man verbindet Tschechow (1860-1904) unauslöschlich mit
der stillen Verzweiflung und den Ohnmachtsgefühlen seiner Hauptfiguren.
Tschechow brachte eine ungeheure Ehrlichkeit und Aufrichtigkeit in seine
Geschichten und Stücke ein ("Das Leben entfaltete sich in so offener
Einfachheit, dass es den Zuhörern fast peinlich schien, anwesend zu sein",
sagte Nemirowitsch-Dantschenko über die Erstaufführung der Möwe 1898),
bildete jedoch nicht die ganze Tiefe von Lebenslagen und Emotionen ab.

Der russische Schriftsteller Leo Tolstoi, der Tschechow persönlich mochte,
beschwerte sich einmal bei ihm: "Ein Dramatiker sollte den Theaterbesucher
an die Hand nehmen und ihn in die Richtung führen, in die der Dramatiker
gehen will. Und wohin kann ich deinem Charakter folgen? Auf die Couch im
Wohnzimmer und zurück, weil dein Charakter nirgendwo sonst Platz findet."

Elisaveta Fen fragt in ihrer Einleitung zu Tschechows Briefen, wie es
möglich war, dass "so zutiefst russische Stimmungen, Charaktere und
Dramaturgien" zum Beispiel in England zwischen den Weltkriegen so gut
aufgenommen wurden. Sie vermutet, dass die Antwort "in der sozialen
Stimmung der jeweiligen Zeit" liegen könnte. Fen argumentiert, dass
bezüglich des typischen, gebildeten Mittelschicht-Engländers "nur wenige
bestreiten würden, dass das intellektuelle und emotionale Klima der Jahre
1919-1939 von Enttäuschung und Niedergeschlagenheit geprägt war ... Beide
Perioden [in Russland und England] ... sind von geistiger Entmutigung
gezeichnet".

Diese starke Assoziation mit bestimmten Stimmungen gilt natürlich auch in
die andere Richtung. Aufgrund seiner Besonderheiten als Schriftsteller
erschien Tschechow unter bestimmten Umständen, wie z.B. den Umständen eines
raschen sozialen Umbruchs und gesellschaftlichen Wandels, unweigerlich
etwas fehl am Platz.

In Literatur und Revolution, geschrieben in den frühen 1920er
Jahren, ordnete Leo Trotzki das Moskauer Kunsttheater von Stanislawski den
"Insulanern" zu, also jenen "Intelligenzler(n), die auf einer Insel in
einem ihnen fremden und feindseligen Ozean der sowjetischen Wirklichkeit
leben [...] Man stelle sich nur vor: Menschen, die heute noch im Geist des
Tschechowschen Theaters leben: 'Die drei Schwestern' und
'Onkel Wanja'"

In einer späteren Passage derselben Arbeit verwies Trotzki auf "die
passive, realistische Art Tschechows" und meint, dass "die Erlebnisse des
Tschechowschen Helden, Onkel Wanjas etwas an Frische eingebüßt haben".

Aber das Pendel blieb auch hier nicht stehen. Die Entstehung und
schließlich die Herrschaft der stalinistischen Bürokratie ließ in den
späten 1920er Jahren neue politische und kulturelle Bedingungen entstehen.
Im Namen der sog. "proletarischen Kultur" trat in der sowjetischen
Literatur und Dramatik viel Oberflächliches, Vulgäres und "eng
Rationalistisches" in den Vordergrund.

Alexander Woronski, Herausgeber und Literaturkritiker, linker
Oppositioneller und Mitstreiter Trotzkis, hielt es 1927 in seinem Essay
"Bemerkungen zum künstlerischen Schaffen" für geboten, Stanislawski (dessen
Theater inzwischen auf die künstlerischen Implikationen der
bolschewistischen Arbeiterrevolution reagiert hatte) ebenso wie das
Moskauer Kunsttheater und Tschechow mit Nachdruck in Schutz zu nehmen. In
seinen Ausführungen zu Stanislawskis Mein Leben in der Kunst
verteidigt Woronski die "unermüdliche Beharrlichkeit" des Theaterdirektors -
 sein Buch habe ihn "blutigen Schweiß" gekostet - und dessen große
künstlerische Kreativität. (in: Die Kunst, die Welt zu sehen, Essen
2003, S. 302).

Konkret und pointiert nimmt er Stanislawskis Betonung der Intuition und der
Selbstverleugnung des Künstlers zur Kenntnis, er müsse "sich selbst
vergessen und sich dem Strom fremder Gefühle überlassen". (ebd. S. 308)
Auch hier zielt Woronski gegen den pragmatischen, utilitaristischen,
billigen, rein "äußerlichen" Realismus, den die nationalistische
Herrschaftskaste in der Sowjetunion propagierte. Unter diesen Bedingungen
forderte Woronski psychologische Einsicht und "inneren Realismus", ein
Geheimnis, das, wie er betont, die großen literarischen Künstler - darunter
auch Tschechow - verstanden hätten.

Es sei nicht schwer, überheblich zu sein, so forderte Woronski die
Befürworter der so genannten proletarischen Kunst nahezu provokant heraus,
oder mit herablassendem Ausdruck zu schreiben oder zu sagen, dass das
Kunsttheater die Vergangenheit repräsentiere. Womöglich repräsentiere es
tatsächlich die Vergangenheit, aber diese Vergangenheit sei wunderbar
gewesen und die sowjetischen Autoren und Schauspieler könnten etwas daraus
lernen.

Es gibt nicht weniger als 475 Kino- oder Fernsehfilme, die auf Tschechows
Werken basieren oder irgendwie mit ihnen verbunden sind. Viele entstanden
in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg, als Enttäuschung, Entmutigung, aber
auch andere Stimmungen weit verbreitet waren. Man muss Tschechow nicht
ausschließlich mit einer "rückwärtsgewandten" Sensibilität gleichsetzen.
Aber er scheint eher in ruhigeren Zeiten gefragt zu sein, die vielleicht
auch zum Nachdenken und Bereuen einladen.

Der sowjetische Film Die Dame mit dem Hündchen (Iossif Cheifits,
1960), auf der Grundlage einer der unvergesslichen Kurzgeschichten
Tschechows, wäre wahrscheinlich in einer früheren Periode der sowjetischen
Geschichte undenkbar gewesen. Ein Mann und eine Frau, beide unglücklich
verheiratet, treffen sich an einem Urlaubsort. Sie haben eine Affäre,
kehren aber in ihr altes Leben zurück. Sie treffen sich wieder und machen
vorsichtig Pläne, sich weiter zu treffen, aber die Realität, dass sie nicht
aus ihrer Ehe herauskommen können, bedrückt sie sehr. In der Schlussszene
bleibt dem Publikum nur der russische Winter und die hoffnungslose
Situation des Paares vor Augen.

Spiegelt Mayers neuer Film eine "Tschechowsche Stimmung" unter
amerikanischen Intellektuellen wider? Zweifellos haben die Wahl Trumps zum
Präsidenten und die allgemeine Schäbigkeit der politischen und kulturellen
Atmosphäre Unruhe und Unbehagen hervorgerufen. In manchen intellektuellen
und künstlerischen Kreisen breitet sich angesichts des Wachstums der
Rechtsextremen womöglich ein Gefühl der Ohnmacht aus.

Und auch die Fragen, die Woronski in Bezug auf Tschechow und seinen Kreis
als Vertreter einer ernsthafteren, grundsätzlicheren Herangehensweise an
die Kunst und das Publikum anspricht, mögen eine Rolle spielen. Bei jedem
"Klassiker", der derzeit gedreht wird, hat man das Gefühl, dass die
Schauspieler (und wahrscheinlich auch andere Beteiligte) aufatmen und es
schätzen, einmal Gelegenheit zu haben, etwas anderes als einen hohlen,
stumpfsinnigen Superheldenfilm zu geben.

Insgesamt hat sich der gehobene Mittelstand in der Film- und
Unterhaltungswelt den letzten Jahren aber wirtschaftlich gut behauptet. Die
Identitätspolitik erfüllt unter anderem die Funktion, dieser wohlhabenden
Schicht die Illusion zu vermitteln, sie sei "sozial engagiert" und könne
"etwas bewegen".

Dabei herrschen weitgehend Selbstgefälligkeit und Betulichkeit vor. Mayers
Seagull spiegelt dies auf seine Weise wider. Es mangelt ihm an
mitreißender Leidenschaft und Engagement. Die Wirkung von Tschechows Werk
beruht darauf, dass die auf grausame und tragische Weise unterdrückten
Gefühle und Triebe unter der Oberfläche durchschimmern, und dass in der
Schweigsamkeit oder gar "Halbherzigkeit" der Charaktere lediglich die
Gewalt dieser Unterdrückung zum Ausdruck kommt. In Mayers Film hingegen
nimmt man hier allzu oft bloße Passivität wahr. Das amerikanische
Filmschaffen hat die "wunderbare Vergangenheit" noch bei Weitem nicht
gemeistert.

Wie gesagt, Tschechow ist nicht für jede Zeit und jeden Geschmack geeignet,
aber er war ein ernsthafter Künstler. In einem seiner Briefe schrieb er:
"Ich hasse Lüge und Gewalt in all ihren Erscheinungsformen [...] Die
absolute Freiheit von Gewalt und Lüge, in welcher Form sie sich auch äußern
mögen, das ist das Programm, an das ich mich halten würde, wenn ich ein
großer Künstler wäre." Wer würde das heute von sich behaupten?

 * 
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2624: Deutschlandfunk Kultur - Der Ermöglicher, Gottfried Freiherr van Swieten, 17.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Ermöglicher

Gottfried Freiherr van Swieten (1733-1803), Diplomat und Mäzen

Von Georg Beck

Alte Musik

Dienstag, 17. Juli 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Was für ein wunderbarer Mäzen war dieser Gottfried Freiherr van
Swieten! Sicher, die Wunder der Wiener Klassik - Haydn, Mozart,
Beethoven - wären gewiss auch ohne ihn am Kunstfirmament erschienen.
Nur eben, dass Gottfried Freiherr van Swieten, Diplomat in Diensten
der Habsburgermonarchie, zur konkreten Erscheinung dieser Klassiker
unendlich viel beigetragen hat.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 10. Juli 2018
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2623: WDR 3 - Auf schwarzen und weißen Tasten. Beatrice Rana, 17.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Auf schwarzen und weißen Tasten: Beatrice Rana 

Beatrice Rana, Klavier

Aufzeichnung vom 13. Januar 2018, Sendesaal Bremen

ARD Radiofestival. Konzert

Dienstag, 17.07.2018, 20.04 - 22.30 Uhr, WDR 3



Seitdem Beatrice Rana 2013 Preisträgerin beim renommierten Van
Cliburn-Wettbewerb in den USA wurde, hat die erst 24-jährige Virtuosin
eine steile Karriere gemacht. Mittlerweile spielt Rana mit den großen
Orchestern und bedeutenden Dirigenten in aller Welt und hat einen
Plattenvertrag bei einem Majorlabel.

Das erste Konzert des Jahres 2018 spielte die Italienerin im Sendesaal
Bremen, beim Radio-Bremen-Festival "Auf schwarzen und weißen Tasten".
Dieser Auftritt war Auftakt einer Europa-Tournee, die Beatrice Rana
abschließend auch in das weltberühmte Concertgebouw nach Amsterdam
führte. In Bremen beeindruckte die Italienerin nicht nur mit
fantastischer Virtuosität und absoluter Beherrschung ihres
Instruments, sondern vor allem mit ihrer charismatischen
Persönlichkeit und "angeborener" Musikalität.

Rana ist eine Klangfarben-Zauberin erster Güte, was im Bremer
Sendesaal besonders in Maurice Ravels wunderbaren "Miroirs" zu erleben
war. In Strawinskys "Feuervogel-Suite" in der Bearbeitung ihres
Landsmanns Guido Agosti entwickelte Rana einen virtuosen Furor, der
die klanglichen Möglichkeiten des Klaviers an die Grenzen brachte. Ein
fulminantes Konzert der jungen Italienerin, die hier buchstäblich "con
fuoco" spielte.

Robert Schumann: Symphonische Etüden op. 13

Maurice Ravel: "Miroirs" für Klavier

Igor Strawinsky/arr. Guido Agosti: Suite aus "Der Feuervogel",
bearbeitet für Klavier

Anschließend:
Ausschnitte aus den Klavierabenden von Artem Yasynskyy und Boris
Giltburg aus dem Sendesaal Bremen vom 17. und 20. Januar 2018 mit
Werken von Scarlatti, Mozart, Hofmann und Rachmaninow.

 * 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8766: Aus aller Welt - 15.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Haitis Ministerpräsident Lafontant tritt zurück

Nach 16 Monaten im Amt hat Haitis Ministerpräsident Jack Guy
Lafontant seinen Rücktritt eingereicht. Er kam damit möglicherweise
einer Amtsenthebung durch ein Mißtrauensvotum im Unterhaus des
Parlaments zuvor. Mit seinem Abdankungsgesuch reagierte Lafontant auf
die gewaltsamen Proteste gegen die geplanten Preisererhöhungen für
Treibstoffe in dem karibischen Inselstaat, bei denen mindestens vier
Menschen starben. Die Regierung hatte angesichts der Unruhen die vom
Internationalen Währungsfonds (IWF) geforderten Preisanhebungen um 38
Prozent für Benzin und 47 Prozent für Diesel sowie um 51 Prozent für
Kerosin wieder zurückgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8766: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



34jähriger nach Polizeieinsatz in Aschaffenburg gestorben

Ein 34jähriger Aschaffenburger ist nach einem Polizeieinsatz ums
Leben gekommen. Passanten hatten die Polizei alarmiert, weil ein Mann
mehrfach von seinem Fahrrad fiel und offenbar parkende Autos
beschädigte. Nach offizieller Darstellung soll der Mann die
herbeigerufenen Beamten angegriffen haben, als diese ihm helfen
wollten. Um den Mann unter Kontrolle zu bringen, setzten die
Polizisten Pfefferspray ein und legten ihm Handschellen an. Während
der Behandlung durch einen Notarzt blieb er gefesselt. Aus
unbekannten Gründen habe sich der Gesundheitszustand des Mannes
währenddessen deutlich verschlechtert, teilte die Polizei weiter mit.
Kurz nach seiner Ankunft im Krankenhaus verstarb der 34jährige. Das
bayerische Landeskriminalamt und die Staatsanwaltschaft Aschaffenburg
übernahmen die Ermittlungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8763: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Syrische Armee beginnt Offensive auf weitere Provinz im Südwesten

Nach der Rückeroberung der Stadt Daraa in der gleichnamigen Provinz
im Süden Syriens haben die Regierungstruppen eine neue Front
eröffnet. Wie die in Großbritannien ansässige oppositionsnahe
Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte mitteilte, startete
das Militär am Sonntagmorgen eine Offensive auf Rebellenstellungen in
der südwestlichen Provinz Kuneitra. Das Kampfgebiet befindet sich nur
rund elf Kilometer von den Golanhöhen entfernt. Die russische
Luftwaffe beteiligt sich bisher nicht an dem Vorstoß.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8765: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundesarbeitsminister kritisiert Abschiebepraxis der Länder

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil wirft den Bundesländern vor, oft
gut integrierte Flüchtlinge abzuschieben. In einem Gespräch mit der
Augsburger Allgemeinen (Montagsausgabe) sagte der SPD-Politiker, er
habe manchmal das Gefühl, daß die falschen Menschen Deutschland
verlassen müssen. In Hinblick auf die niedrige Zahl der in den
Arbeitsmarkt integrierten Flüchtlinge sprach sich Heil für eine
schnellere Klärung des Aufenthaltsstatus von Migranten aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8764: Tragisches und Kurioses - 15.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Klimawandel: Getreidebauern haben es zunehmend schwerer

In Deutschland wird es immer wärmer. Wie der Klimaexperte des
Versicherungskonzerns Munich Re, Ernst Rauch, in einem Gespräch mit
dem Berliner Tagesspiegel (Montagsausgabe) mitteilte, rücken die
Klima- und die Vegetationszonen von Süden nach Norden vor. Die
Veränderungen in der Pflanzenwelt seien bereits erkennbar. So würden
schon Weinsorten in Deutschland angebaut, die mehr Sonne und Wärme
bräuchten. In dem Interview prognostizierte Rauch, daß die Landwirte
in Brandenburg mittelfristig vom Getreide- auf den Olivenanbau
umsteigen müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7849: Aus Forschung und Technik - 15.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Transportkapsel Cygnus beginnt letzte Mission

Das Frachtschiff Cygnus des privaten Raumfahrtunternehmens Orbital
ATK aus Dulles in Virginia wurde mit Hilfe des Roboterarms Canadarm2
von der Internationalen Raumstation ISS abgekoppelt. Wie die NASA
mitteilte, wird die unbemannte Transportkapsel nun noch zwei Wochen
für technische Tests im All bleiben und mehrere Kleinsatelliten
aussetzen. Ende Juli soll der mit Stationsmüll beladene Raumfrachter
dann beim Wiedereintritt in die Erdatmosphäre verglühen. Cygnus hatte
am 24. Mai mehr als drei Tonnen Lebensmittel, wissenschaftliche
Ausrüstungen und Ersatzteile in die Umlaufbahn gebracht und wurde
erstmals auch eingesetzt, um die Flugbahn der Orbitalstation zu
korrigieren. Der mit einer Brenndauer von 50 Sekunden relativ kurze
Einsatz des Haupttriebwerks wurde als Test eingestuft, der zeigen
sollte, daß der Motor genügend Schub erzeugen kann, um auch robustere
Bahnkorrekturen durchzuführen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7861: Aus aller Welt - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Unruhen im Irak wegen schlechter Versorgungslage

Im südirakischen Basra haben Hunderte von Demonstranten am Wochenende
versucht den Sitz der Provinzregierung zu stürmen. Sie wurden von
Polizei mit Wasserwerfern und Tränengas davon abgehalten. Bei der
Protestaktion sollen mindestens zwei Menschen zu Tode gekommen sein.
Außerdem gab es mehrere Verletzte. Der Fernsehsender Rudaw berichtete
von den Vorgängen. Der Protest der Iraker richtet sich gegen
Arbeitslosigkeit, steigende Lebenshaltungskosten, Korruption und
mangelnde Stromversorgung. Die Protestaktionen hatten vor gut einer
Woche in Basra begonnen und waren auf Maisan, Nadschaf und Kerbela
sowie Bagdad übergesprungen. Auch in diesen Städten soll es Tote
gegeben haben. Am Freitag hatten Demonstranten vorübergehend den
Flughafen von Nadschaf lahmgelegt. Am Sonntag lieferten sich
Protestierende und Sicherheitskräfte in der Nähe des vom
italienischen Konzern Eni betriebenen Ölfelds Subair
Auseinandersetzungen, bei denen rund 20 Menschen verletzt worden sein
sollen. Inzwischen hat Ministerpräsident Haider al-Abadi finanzielle
Hilfe für Basra angekündigt, damit dort die Trinkwasser- und
Stromversorgung sowie die medizinischen Dienste verbessert werden
können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7821: Medizin und Gesundheitswesen - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Jahresurlaub: Erholung hält nicht lange vor

Es ist Urlaubszeit. Viele Bundesbürger sehnen diese schon seit
einigen Wochen herbei, weil sie schlicht urlaubsreif sind. Doch jetzt
hat eine forsa-Umfrage laut Deutschem Ärzteblatt ergeben, daß jeder
Zweite von 1026 Befragten im Alter von 18 bis 70 Jahren sich nach
seinem Jahresurlaub nur ein paar Tage lang entspannt fühlt, bevor ihn
der alltägliche Streß wieder fest im Griff hat. Fast jeder Zehnte ist
sofort mit dem Wiedereinstieg in Alltag und Arbeitsleben wieder
urlaubsreif.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7849: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Polizei in Chicago verletzt Mann tödlich

In Chicago hat eine Polizeipatrouille am Samstagabend einen
dunkelhäutigen Mann in den Dreißigern tödlich verletzt. Er hatte laut
Darstellung der Polizei Merkmale einer bewaffneten Person gezeigt.
Das heißt, seine Hose war ausgebeult, als ob er eine Waffe darin
stecken hatte. Im Verlauf eines Streits zwischen den Beamten und dem
Mann wurde auf diesen geschossen, als er zu der vermeintlichen Waffe
griff. Tatsächlich fanden die Polizisten bei ihm eine Pistole und
zwei Magazine, wie die Chicago Tribune unter Berufung auf einen
Polizeisprecher berichtete. Der Mann starb im Krankenhaus.

In der Nacht protestierten im Süden der Stadt rund 150 Menschen
spontan gegen Polizeigewalt. Die Demonstranten beschuldigten die
Polizei des Mordes, schubsten die mit Schlagstöcken ausgestatteten
Beamten und bewarfen sie mit Flaschen. Dabei wurden drei Beamte
geringfügig verletzt und vier Demonstranten festgenommen.

Für vergangenes Jahr hat die Washington Post die Zahl der in den USA
von Polizisten erschossenen Menschen mit 987 angegeben. Bei 22
Prozent von ihnen hat es sich um männliche Afroamerikaner gehandelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7773: Sprache, Kunst und Medium - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Ministerin Grütters möchte den "Dresdner Mars" geschenkt bekommen

Wie viele andere deutsche Wirtschaftsunternehmen hat sich auch der
Chemiekonzern Bayer als Geldanlage eine wertvolle Kunstsammlung
zugelegt. Normalerweise wird über diese Art von Spekulation nicht viel
geredet, aber als die Bayer AG für eine Versteigerung der
"Mars"-Skulptur des Renaissancebildhauers Giambologna (1529-1608) eine
Ausfuhrgenehmigung nach London beantragte, schrillten bei
Kulturstaatsministerin Grütters (CDU) die Alarmglocken, steht die
kleine Statue des Künstlers doch auf der Liste der für Deutschland
wertvollen Kulturgüter.

Tatsächlich lenkte der Konzern aus dem Rheinland schnell ein, als er
darum gebeten wurde, den "Mars" doch an die Staatlichen
Kunstsammlungen Dresden zu verkaufen. Zwar hätte die Versteigerung in
London vermutlich viel mehr eingebracht, aber auch für eine sehr
schlechte Presse gesorgt.

Wie es laut WDR1 aus Leverkusen hieß, hatte man sich über die Summe,
die durch Schenkungen zusammenkommen sollte, schnell geeinigt. Doch
als Kulturrat-Geschäftsführer Olaf Zimmermann und Ministerin Grütters
mit ihrer Kritik nachsetzten und Bayer sogar zu einer Schenkung oder
Dauerleihgabe des Kunstwerks an Dresden aufforderten, wiesen die
Geschäftsleute das Ansinnen entschieden zurück. Schließlich hätten sie
vor, von dem Verkaufserlös "junge Kunst" zu kaufen.

Bis 1924 war die Skulptur im Besitz der Dresdner Museen. Dann geriet
sie in Privatbesitz und ging 1983 in den Besitz des Bayer-Konzerns
über.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7839: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Eskalation zwischen Israel und Gazastreifenbewohner heruntergefahren

Die israelische Luftwaffe hat im Verlauf des Samstags die schlimmsten
Angriffe auf den Gazastreifen seit dem Krieg vor vier Jahren
geflogen. Dabei wurden zwei Jugendliche im Alter von 15 und 16 Jahren
von Granatsplittern getötet und 14 weitere Personen verwundet, wie
das Gesundheitsministerium in Gaza meldete. Armeeangaben zufolge galt
der Angriff einem Hochhaus, welches zum Training für den Häuserkampf
genutzt wurde. Die Bewohner sollen vor dem Angriff gewarnt worden
sein. Die beiden Jungen hatten sich in der Nähe aufgehalten. Aus dem
Gazastreifen heraus wurden Dutzende Mörsergranaten und Raketen auf
israelisches Gebiet abgefeuert. Eine Rakete schlug in der nahegelegen
Stadt Sderot ein, wo drei Menschen verletzt wurden.

Am Vortag hatten israelische Soldaten einen Jugendlichen am Grenzzaun
des Gazastreifens erschossen. Ein angeschossener 20jähriger
Palästinenser verstarb am Samstag.

Die in Gaza regierende Hamas hatte am Samstagabend erklärt, man habe
sich unter Vermittlung Ägyptens mit der israelischen Seite auf eine
Waffenruhe verständigt.

Am Sonntagmorgen zerstörten die israelischen Streitkräfte einen
Granatwerfer. Danach endeten offenbar die Kämpfe.

15. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7853: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutschland zu Flüchtlingsdeal bereit

Zur Aufnahme der rund 450 Migranten, welche am Samstag vor der
italienischen Küste von einem italienischen Schiff und einem
Frontex-Schiff übernommen worden waren, gibt es einen Deal mehrerer
EU-Mitgliedsstaaten. Die Bundesregierung hat am Sonntag die Aufnahme
von 50 Migranten zugesagt. Malta und Frankreich sollen bereit sein,
ebenso viele ins Land zu lassen. Italien läßt die Rettungsschiffe
nicht einmal einen Hafen anlaufen, solange nicht weitere Länder zur
Aufnahme von Flüchtlingen bereit sind. Erst dann können einige
Migranten in Italien bleiben, wie Ministerpräsident Conte erklärte.
Rom vertritt die Auffassung, daß das Problem mit den Flüchtlingen
alle europäische Länder betrifft und nicht von Italien allein gelöst
werden kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7823: Tragisches und Kurioses - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Mit Munition belastetes Waldgebiet nach Brand gesperrt

Gut eine Woche nach einem Waldbrand in Groß Laasch im Landkreis
Ludwigslust-Parchim ist das Betreten der abgebrannten Flächen immer
noch wegen Explosionsgefahr verboten.

Ausgebrochen war das Feuer auf einem Getreidefeld. Es breitete sich
jedoch unterirdisch weiter aus und entflammte neu in einem
angrenzenden Wald. Dort lauerte eine zusätzliche Gefahr durch
explodierende Munitionsreste aus dem Zweiten Weltkrieg.

Immer wieder wurden die Feuerwehrleute zurückgezogen und Panzer
vorgeschickt, die die Munition unschädlich machen sollten. Da immer
wieder Glutnester aufflammten, wurde der Wald für die Bevölkerung
gesperrt, wie MDR Mecklenburg-Vorpommern berichtete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7850: Arbeit, Soziales und Familie - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Massendemonstration in Barcelona

In Barcelona haben am Samstagabend nach Polizeiangaben rund 110.000
Demonstranten an einer Kundgebung der katalanischen Separatisten
teilgenommen. Sie forderten die sofortige Freilassung aller
katalanischen Aktivisten und Politiker aus der Untersuchungshaft.
Außerdem sollen alle Politiker, die ins Ausland geflohen sind, nach
Katalonien zurückkehren können, ohne Gefahr zu laufen, verhaftet zu
werden. Zu der Aktion hatte der frühere Regionalpräsident Carles
Puigdemont aus seinem Exil in Berlin heraus in einem über Twitter
verbreiteten Video aufgerufen.

An der Demonstration nahmen Puigdemonts Amtsnachfolger Joaquim Torra
und Politiker verschiedener Parteien sowie bekannte Sportler und
Künstler Kataloniens teil. Torra steht in Verhandlungen mit dem neuen
spanische Ministerpräsident Pedro Sánchez über die Zukunft
Kataloniens. Am Samstag betonte Torra, er werde nicht nachlassen, bis
alle Verbannten, politischen Gefangenen und das Volk frei seien.

Puigdemont war im Frühjahr in Schleswig-Holstein festgenommen worden.
Am Donnerstag hatte das Oberlandesgericht in Schleswig die
Auslieferung des Politikers an die spanische Justiz unter dem Vorwurf
der Veruntreuung öffentlicher Gelder zugestanden, aber eine
Überstellung wegen Rebellion untersagt. Das Oberste Gericht Spaniens
wirft Puigdemont unter anderem vor, für die Durchführung eines
illegalen Unabhängkeitsreferendums im Oktober 2017 öffentliche Gelder
eingesetzt zu haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7832: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Luftverschmutzungsdaten für jedermann zugänglich

Ab jetzt kann sich jeder ein genaues Bild über die Luftverschmutzung
machen. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, sollen Meßdaten aus
dem All nicht nur ab sofort wichtige Aufschlüsse über die
Luftverschmutzung - sowohl im globalen Maßstab, als auch für einzelne
Regionen oder Städte - liefern, sondern die Daten sollen auch für
jedermann frei zugänglich sein. Das teilte das Deutsche
Raumfahrtzentrum DLR in Köln mit. Herzstück des europäischen
Satelliten Sentinel-5P ist das hochgenaue Instrument Tropomi. Dieses
liefert täglich Messungen von Ozon, Stickstoffdioxid,
Kohlenstoffmonoxid, Aerosol- und Wolkeneigenschaften.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7838: Märkte und Finanzen - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



e.GO weiht erst Fabrik für Elektrokleinwagen ein

Das von Prof. Günther Schuh gegründete Unternehmen e.GO Mobile hat
vergangene Woche im Aachener Stadtteil Rothe Erde eine Fabrik zur
Produktion von Elektroautos eröffnet. Dort soll ab Herbst der
Kleinwagen e.GO Life gefertigt werden. Das Projekt wird vom Land
Nordrhein-Westfalen im Rahmen eines Regionalen
Wirtschaftsförderungsprogramms mit etwa zehn Prozent der
Investitionssumme subventioniert. In dem neuen Werk werden rund 150
Mitarbeiter im Einschichtbetrieb jährlich 10.000 Fahrzeuge fertigen.
Mitte nächsten Jahres soll die Kapazität im Zweischichtbetrieb
verdoppelt werden. Der benötigte Strom wird aus der hauseigenen
Solaranlage bezogen. Der e.GO Life in einfachster Ausführung mit
einer Leistung von 20 kW und einer Reichweite von 104 Kilometern soll
für knapp 16.000 Euro auf den Markt kommen. In Deutschland können vom
Preis noch 4000 Euro Elektroautoprämie abgezogen werden. Neben dem
neuen Werk soll ein zweites für die Karosseriefertigung entstehen. In
einer dritten Fabrik soll der Kleinbus Mover gebaut werden. Mit dem
Booster wird e.GO einen weiteren Pkw produzieren. Prof. Schuh von der
Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule (RWTH) ist mit der
Entwicklung des inzwischen in Regie der Deutschen Post gebauten
Streetscooters bekannt geworden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7855: Aus Forschung und Technik - 15.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Samsung plant Galaxy Watch

Während Apple jedes Jahr eine neue Apple Watch herausbringt, hat man
sich bei Samsung mehr Zeit gelassen. Erst jetzt, nach beinahe zwei
Jahren, scheint ein Nachfolger der Gear S3 auf der Zielgeraden zu
sein. Zwar gibt es verschiedene Gerüchte, daß der südkoreanische
Hightech-Gigant einen Neuanfang auf dem Smartwatch-Markt plant und
statt der Gear S4 eine Galaxy Watch herausbringen will, doch wie sich
die smarte Watch auch immer nennen wird, sie soll laut giga.de einen
deutlich größeren Akku mit einer Kapazität von 470 mAh erhalten.
Außerdem soll der Nachfolger der Gear S3 mit einem neuen Prozessor
auf Basis der sogenannten Panel-Level-Packing (PLP) ausgestattet
sein. Das soll zum einen die Kosten reduzieren und zum anderen ein
dünneres Gehäuse ermöglichen. Dem Vernehmen nach soll bei der
schlauem Uhr Googles Smartwatch-Betriebssystem Wear OS zum Einsatz
kommen.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1712: Regierungspressekonferenz vom 13. Juli 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut


Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 13. Juli 2018

Regierungspressekonferenz vom 13. Juli 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Besuch des Altenheims St.
Johannisstift in Paderborn, Kabinettssitzung, Kabinettsausschuss "Austritt
Großbritanniens aus der Europäischen Union", Besuch des Caritas-Zentrums
und der inklusiven Kita Maria Hilf in Köln-Kalk, Besuch des Hilfetelefons
"Gewalt gegen Frauen" im Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche
Aufgaben in Köln, Besuch des Milchviehbetriebes der Familie Trede in
Nienborstel), bilaterales Gespräch der Bundeskanzlerin mit dem
US-amerikanischen Präsidenten im Rahmen des Nato-Gipfeltreffens,
Gesundheitszustand des Präsidenten der Europäischen Kommission, Abschiebung
eines ehemaligen Leibwächters von Osama bin Laden, Abschiebungen von
Menschen nach Afghanistan, NSU-Prozess, geplante Erhöhung des
Verteidigungshaushalts auf 1,5 Prozent des BIP, Neuaufstellung der
Deutschen Islamkonferenz, informelles Treffen des JI-Rats/Asyl- und
Flüchtlingspolitik, Interviewäußerungen von Sigmar Gabriel über den
US-amerikanischen Präsidenten, Handel mit Elfenbein, Finale der
Fußballweltmeisterschaft 2018


Sprecher: StS Seibert, Schwamberger (BMF), Korff (BMI), Burger (AA),
Kall (BMJV), Neumann (BMVg), Haufe (BMU)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag auch von mir! Die öffentlichen Termine der
Bundeskanzlerin in der nächsten Woche:

Eine kleine Vorbemerkung: Sie wird in der nächsten Woche eine Reihe von
Besuchsversprechen einlösen, das erste gleich am Montag.

Am Montag wird die Bundeskanzlerin nach Paderborn reisen und dort das
Altenheim St. Johannisstift besuchen. Sie hatte Ferdi Cebi, der dort als
Altenpfleger arbeitet, einen Besuch zugesagt. Sie will dort einen Einblick
in den Alltag des Pflegeberufs gewinnen.

Wie war es zu dieser Einladung gekommen? - Herr Cebi war Teilnehmer einer
der Bürgerdiskussionssendungen im deutschen Fernsehen im September 2017. Er
hatte damals gefordert, dass sich die Arbeitsbedingungen in der Pflege
verbessern müssten. Nun also: Altenheim St. Johannisstift in Paderborn am
Montag um 15 Uhr. Am Ende des Besuchs wird die Bundeskanzlerin auch ein
kurzes Pressestatement geben.

Am Mittwoch um 9.30 Uhr tagt wie üblich das Kabinett unter der Leitung der
Kanzlerin.

Im Anschluss daran tagt zum fünften Mal der sogenannte Brexit-Ausschuss.
Der volle Titel dieses Kabinettsausschusses lautet "Austritt
Großbritanniens aus der Europäischen Union". Dieser Ausschuss wird sich mit
dem aktuellen Verhandlungsstand sowie mit der innerstaatlichen Vorbereitung
auf den Austritt beschäftigen. Außerdem wird er sich mit dem gestern von
der britischen Regierung vorgelegten Weißbuch zum künftigen Verhältnis
zwischen der EU und Großbritannien befassen.

Am Mittwoch wird die Bundeskanzlerin ab 13 Uhr in Köln-Kalk sein und dort
das Caritas-Zentrum besuchen. Ebenfalls bei einer der
Bürgerdiskussionsveranstaltungen im Fernsehen im September letzten Jahres
hatte die Kanzlerin eine junge Frau mit Downsyndrom, Natalie Dedreux,
kennengelernt. Beide hatten vereinbart, dass die Bundeskanzlerin einmal den
Arbeitsplatz dieser jungen Frau, das Café Querbeet der Caritas Köln,
besucht.

Die Kanzlerin nutzt den Termin außerdem, um die inklusive Kita Maria Hilf
in ebendiesem Caritas-Zentrum zu besuchen und dort mit Eltern sowie
Erzieherinnen und Erziehern zu sprechen.

Um 14.15 Uhr wird die Kanzlerin immer noch in Köln gemeinsam mit der
Familienministerin Frau Giffey das Hilfetelefon "Gewalt gegen Frauen"
besuchen, das im Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
angesiedelt ist. Mit dem Besuch wollen die Kanzlerin und die Ministerin
dieses bundesweite Beratungsangebot bekannter machen und sich über die
Arbeit vor Ort informieren. Das Angebot dieses Hilfetelefons gibt es seit
fünf Jahren.

Am Donnerstag folgt dann eine Reise nach Schleswig-Holstein auf den
Bauernhof der Familie Trede in Nienborstel in Schleswig Holstein. Auch
damit folgt die Bundeskanzlerin einer Einladung, ausgesprochen ebenfalls im
September 2017 in der ARD-Sendung "Wahlarena 2017". Die Bundeskanzlerin
unterstreicht mit diesem Besuch die große Bedeutung, die die
Bundesregierung und auch sie selber der familiengeführten bäuerlichen
Landwirtschaft in Deutschland beimessen. Der Koalitionsvertrag bestätigt
ausdrücklich, dass Milchviehbetriebe eine herausragende Bedeutung für die
deutsche Landwirtschaft haben, vor allem mit Blick auf die flächendeckende
Grünlandbewirtschaftung. Ein solcher Milchviehbetrieb, eben der der Familie
Trede, wird zu besuchen sein.

Frage: Ich würde gern verstehen, warum alle diese Versprechen aus dem
Wahlkampf von Frau Merkel jetzt in einer Woche abgefrühstückt werden.

StS Seibert: Von einem Abfrühstücken kann nicht die Rede sein. Die
Bundeskanzlerin hat immer klar gemacht, dass sie diese Versprechen einhält.
Sie interessiert jeder einzelne der Zusammenhänge, die sie besuchen wird,
sowohl in dem Caritas-Zentrum als auch in der Altenpflege und in dem
bäuerlichen Familienbetrieb.

Es ist nicht ganz einfach, solche Termine in den Terminplan einer
Bundeskanzlerin einzuordnen. In dieser Woche ist es gelungen, und sie freut
sich auf alle drei Termine.

Zusatzfrage : Wird der Altenpflegertermin ein Treffen erst einmal ohne
Kameras sein, oder wird das eher ein PR-Termin sein, quasi so, dass man mit
diesem Mann vor Kameras redet, oder gibt es erst nach einem Treffen
Statements vor Kameras?

StS Seibert: Zum Abschluss gibt es ein kurzes Pressestatement vor Kameras.
Ansonsten geht es bei dem Besuch natürlich darum, mit dem Pfleger, aber
auch mit seinen Kollegen etwas vom Alltag in der Altenpflege zu erfahren
und Punkte zu vertiefen, die er damals in seinem Beitrag in der
Fernsehsendung gemacht hat. Das ist das Wichtige.

Frage: Zu dem Altenpflegerbesuch: Verstehen wir es richtig, dass das
Gespräch an sich zunächst ein durch Kameras ungestörtes sein wird?

Drei Termine in dieser einen Woche: Wird es im Verlauf des Sommers weitere
Termine, die noch mit Wahlkampf- oder Vorwahlkampferfahrung zu tun haben,
geben, oder ist das Thema damit aus Sicht der Kanzlerin hinreichend
abgedeckt?

StS Seibert: Es bleibt dabei, dass ich Ihnen Termine immer am Freitag der
Vorwoche ankündige. So halten wir es auch dieses Mal.

Ich kann den genauen Ablauf des Besuchs in Paderborn jetzt noch nicht
sagen. Aber es geht darum, Einblicke zu gewinnen. Dazu wird es sicherlich
notwendig sein - zumal dort ja nicht nur Pfleger, sondern auch Gepflegte
sind -, dass man Teile dieses Besuchs auch ohne Kameras macht. - Worüber
Sie sich sonst immer beschweren, in diesem Fall scheint es auf Ihr
Einverständnis zu treffen. Das freut mich.

Zusatz: Sie wissen doch, dass auch Journalisten zu differenzierter Ansicht
und Einschätzung von Situationen in der Lage sind, Herr Seibert.

StS Seibert: Ja, das erlebe ich immer wieder. Das stimmt.

Zusatz: Es entspricht doch auch Ihrer eigenen beruflichen Vergangenheit. -
Die Frage danach, ob weitere Termine möglich sind, bezog sich nicht auf
konkrete Terminankündigungen, sondern eher im Hinblick darauf, ob es eine
grundsätzliche Absicht oder Perspektive ist.

StS Seibert: Grundsätzlich will die Bundeskanzlerin Zusagen, die sie
gemacht hat, einhalten.

Frage: Noch einmal zu dem Termin am Donnerstag in Nienborstel in
Schleswig-Holstein: Herr Seibert, gibt es eine bestimmte Absicht oder
vielleicht eine Botschaft, die die Kanzlerin dort verkünden möchte? Ich
frage auch vor dem Hintergrund, dass es Milchviehbetrieben in Deutschland
in den letzten Jahren ja nicht besonders gut ging. Der Milchpreis ging ja
auf und ab. Bringt die Kanzlerin eine Botschaft mit?

StS Seibert: Das war genau der Punkt, den die Vertreterin der Familie Trede
in der Fernsehsendung gemacht hat, nämlich auf die sehr schwierigen
Bedingungen hinzuweisen, die die Milchbauern in Deutschland in den
vergangenen Zeiten hatten. Ich habe darauf hingewiesen, dass auch unser
Koalitionsvertrag ausdrücklich die Bedeutung von Milchviehbetrieben
hervorhebt. Ich habe auch gesagt, dass wir ganz besonders die
familiengeführte Landwirtschaft für unerlässlich für unser Land halten.
Insofern gilt, wenn Sie so wollen, genau solchen Betrieben auch die
Unterstützung der Bundesregierung. Nun geht es darum, sich an Ort und
Stelle genauer anzuschauen und anzuhören, wie sich die Situation vielleicht
auch seit dem vergangenen Jahr bis zu diesem Juli weiter entwickelt hat,
wie sich Maßnahmen, die ergriffen wurden, ausgewirkt haben. Das ist der
Sinn der ganzen Veranstaltung.

Im Hintergrund steht natürlich die große Hochachtung, die wir vor der
Leistung von familiengeführten bäuerlichen Betrieben haben und vor der
Bedeutung, die sie für unser ganzes Land haben.

Zusatzfrage: Aber eine konkrete Unterstützung wird dort nicht verkündet,
oder? Ich frage vor dem Hintergrund, dass es ja gerade in Norddeutschland
in den letzten Monaten sehr trocken war und es zu gewaltigen Ausfällen bei
den Ernten kam.

StS Seibert: Ich kann Ihnen hier solche Ankündigungen nicht machen. Ich
denke, dafür wäre auch eher das Landwirtschaftsministerium zuständig. Aber
auch die Probleme, die sich durch die extreme Witterung in den letzten
Monaten ergeben haben, werden natürlich ein Thema sein, wobei das
möglicherweise Probleme sind, die noch sehr viel stärker für
landwirtschaftliche Betriebe gelten, die Getreide und Ähnliches anbauen.
Aber das alles wird in diesen Besuch mit einfließen: eine Bestandsaufnahme
darüber, wo ein solcher bäuerlicher Milchwirtschaftsbetrieb heute steht.

Frage: Ich möchte die Sitzung des Brexit-Ausschusses zum Anlass nehmen, Sie
zu fragen, ob die Bundesregierung womöglich schon einen ersten Befund zum
Weißbuch von Frau May hat. Der amerikanische Präsident war auch sehr
schnell mit seinem Befund. Vielleicht kann die Bundesregierung das ja
ebenfalls.

StS Seibert: Der Brexit-Ausschuss wird sich mit dem Weißbuch und den darin
vorgelegten Vorstellungen Großbritanniens befassen. Die Bundeskanzlerin hat
es ja bereits in London vor drei Tagen bei der Westbalkankonferenz an der
Seite von Premierministerin May gesagt: Wir sind froh, dass Großbritannien
jetzt eine detaillierte eigene Position auf den Tisch legt. Diese Position
in ihren konkreten Inhalten weiter zu beurteilen, ist die Sache der
Europäischen Kommission, die auf der Basis der gemeinschaftlich
beschlossenen Leitlinien für die Mitgliedsstaaten die Verhandlungen führt.
Dem werde ich als Sprecher der Bundesregierung jetzt nicht vorgreifen. Aber
eine Zufriedenheit besteht, dass es jetzt eine detaillierte Vorstellung der
britischen Regierung gibt, mit der man sich auf der Ebene der EU-27
befassen kann.

Das weitere Vorgehen sieht so aus, dass die Kommission als
Verhandlungsführerin diese Vorschläge analysiert und den Mitgliedsstaaten
über diese Analyse am 20. Juli im Rat für allgemeine Angelegenheiten
berichten wird.

Frage: Mich würde interessieren, seit wann die Bundeskanzlerin die Details
dieses Weißbuchs kennt. Seit dem May-Besuch am Freitag oder Donnerstag,
seit ihrer Reise nach London oder erst seit gestern?

StS Seibert: Die Reise der Bundeskanzlerin nach London in dieser Woche
diente dem Westbalkangipfel. Dort gab es auch kein weiteres bilaterales
Treffen mit der Premierministerin. Dort wurde über Angelegenheiten des
westlichen Balkans gesprochen. Aber die Premierministerin war in der Woche
davor - den Tag weiß ich jetzt auch nicht genau - hier in Berlin, und
natürlich war der Brexit das wesentliche, beherrschende Thema dieser
Unterredung.

Zusatzfrage: Hat die Premierministerin die wesentlichen Punkte dieses noch
zu verkündenden Weißbuches damals mit der Bundeskanzlerin besprochen?

StS Seibert: Ich kann hier über vertrauliche Gespräche keine Auskunft
geben. Das tue ich auch sonst nicht. Der Brexit und das Vorgehen der
britischen Regierung insgesamt waren das Thema. Schon damals war klar, dass
dieses Weißbuch bald erscheinen würde, und das wiederum begrüßen wir.

Frage: Vertrauliche Gespräche sind vertrauliche Gespräche, das ist schon
klar. Nur: In Großbritannien gibt es momentan Aufregung, weil dort
berichtet wird, Frau May habe ihren Kabinettsministern gesagt, wesentliche
Punkte des Planes oder der existierende Text seien vorab mit der
Bundeskanzlerin besprochen worden. Können Sie etwas dazu sagen, ob diese
Aufregung einen wahren Kern hat?

StS Seibert: Es bleibt dabei: Das Thema des Besuchs der Premierministerin
bei der Bundeskanzlerin war - das kann niemanden überraschen - im
Wesentlichen der Brexit und die viele Arbeit, die bis zum Oktober, wenn
eine Einigung erzielt sein soll, noch zu leisten ist. Über Details eines
Gesprächs kann ich hier keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Aber Sie dementieren auch nicht die Formulierung von May, die
in der Presse berichtet wird: I have already cleared the text with
chancellor Merkel. - Das dementieren Sie zumindest nicht, oder?

StS Seibert: Ich beschäftige mich nicht mit mir hier jetzt zugerufenen
Zitaten aus der englischen Presse.

Frage: Auch wenn Sie sich nicht damit beschäftigen, müssen wir uns damit
beschäftigen.

StS Seibert: Ja, das ist ja auch gut.

Zusatz: Deshalb fragen wir Sie, ob es üblich ist, dass die Bundeskanzlerin
solche Dinge vorher bilateral regelt? Werden die Diskussionen nicht über
Brüssel geführt?

StS Seibert: Genau. Ich weiß gar nicht, wie oft ich darauf noch hinweisen
soll. Das haben wir hier doch nahezu seit dem Referendum getan.
Verhandlungsführer für die Europäische Union, für die EU-27 ist Herr
Barnier von der Europäischen Kommission. Man hat sich im Europäischen Rat
auf Verhandlungsleitlinien geeinigt. Er berichtet den Mitgliedsstaaten
regelmäßig zurück.

Die Beurteilung und Analyse dieses Weißbuchs ist zuvorderst Sache der
Europäischen Kommission, und auch diese wird, wie ich es gerade gesagt
habe, im Rat für allgemeine Angelegenheiten am 20. Juli den
Mitgliedsstaaten berichten. Das war immer so.

Zusatzfrage: Heißt das, dass Sie ausschließen können, dass die
Bundeskanzlerin letzte Woche ihren Segen gegeben hat?

StS Seibert: Das wäre gar nicht der Moment dafür gewesen, weil die
entscheidende Kabinettssitzung in Chequers, die die Premierministerin
durchgeführt hat, noch bevorstand.

Frage: Der Punkt ist ja: Sie wollte ein grünes Licht von Frau Merkel haben,
bevor sie das im Kabinett vorstellt, Herr Seibert. Das wissen Sie ja.

StS Seibert: Vor allem weiß ich, dass es die Sache der Europäischen Union
und des Verhandlungsführers Barnier in Stellvertretung der 27
EU-Mitgliedsstaaten ist, einen solchen Vorschlag, ein solches Weißbuch zu
analysieren und daraufhin eine Antwort zu entwerfen, die natürlich auch
wieder mit den Mitgliedsstaaten besprochen wird. Genau das ist das
Verfahren, nichts anderes. Daran halten sich alle. Frau May hat auch andere
Besuche in Europa absolviert. Das ist normal.

Zusatzfrage: Hatte Frau Merkel mit Herrn Barnier Kontakt, bilaterale
Gespräche oder Gespräche anderer Art, nachdem Frau May in Berlin war?

StS Seibert: Es ist für mich hier absolut unüblich, dass ich Ihnen
irgendwelche einzelnen Kontakte, die die Bundeskanzlerin im Laufe ihrer
langen Arbeitstage hat, offenlege. Das sollte Sie auch nicht zu der
Vermutung bringen, es hätte solche Kontakte gegeben, sondern wir reden
darüber grundsätzlich nicht.

Natürlich steht die Arbeitsebene des Bundeskanzleramtes mit Herrn Barnier
und seinem Team in regem Kontakt. Ich denke, dass das entsprechend auch für
alle anderen europäischen Mitgliedsstaaten gilt.

Frage: Herr Seibert, ich habe eine Frage mit Bezug auf Russland zum
bilateralen Treffen von Frau Bundeskanzlerin mit Herrn Trump gestern. Ich
möchte gern wissen, ob Frau Bundeskanzlerin und Herr Trump das Thema Nord
Stream 2 besprochen haben.

StS Seibert: Grundsätzlich gilt auch da, dass ich über vertrauliche
Gespräche nicht berichte. Das Treffen mit Herrn Trump hatte eine ganze
Reihe von Themen. Handel war dabei, Energie war eines der Themen,
Migration, Syrien, sein bevorstehendes Treffen mit Präsident Putin. Darüber
hinaus würde ich jetzt nicht gehen.

Frage: Herr Seibert, war vielleicht auch die geplante Barabhebung der
iranischen Regierung ein Thema?

StS Seibert: Nein, das war kein Thema. Aber dazu ist meines Wissens hier
bereits am Mittwoch oder am Montag vom Bundesfinanzministerium berichtet
worden.

Zusatzfrage: Gibt es dazu einen neuen Sachstand?

Schwamberger: Nein, es gibt keinen neuen Sachstand zu diesem Thema.

Frage: Hat Frau Merkel Herrn Trumps Äußerungen in Brüssel angesprochen? Hat
sie ihn vielleicht korrigiert? Denn Herr Trump behauptet ja auch,
Deutschland sei ein Lakai der Russen, wir seien Gefangene der Russen. Das
sind ja schwerwiegende Vorwürfe.

StS Seibert: Der erste Teil Ihres Zitats ist natürlich nicht korrekt. Das
Wort "Lakai" fiel nie. Aber das lesen Sie sicherlich noch einmal durch.

Die Bundeskanzlerin hat sich beim Eintreffen beim Nato-Rat in Brüssel aus
gegebenem Anlass auch zu diesen Äußerungen geäußert. Das würde ich Sie
nachzulesen bitten.

Zusatz: Ich meine das Gespräch mit Herrn Trump.

StS Seibert: Ich gebe jetzt über vertrauliche Gespräche keine weitere
Auskunft. Aber die Haltung der Bundeskanzlerin ist äußerst klar geworden.

Zusatz: Die Öffentlichkeit interessiert, ob Frau Merkel Herrn Trump das
auch persönlich sagt, und nicht, dass das immer über die Presse geht.

StS Seibert: Alles, was gesagt zu werden notwendig ist, wird gesagt.

Frage: Wie hätte die Bundesregierung diese Aussage von Herrn Trump
bewertet?

StS Seibert: Wie gesagt, kann ich Ihnen jetzt nur empfehlen, noch einmal
die Äußerungen der Bundeskanzlerin zu Beginn des Nato-Gipfels nachzulesen,
in denen sie genau darauf eingeht. Ich kann kurz schauen, ob ich sie hier
habe.

"Ich möchte aus gegebenem Anlass hinzufügen, dass ich auch selber erlebt
habe, dass ein Teil Deutschlands von der Sowjetunion kontrolliert wurde.
Und ich bin sehr froh, dass wir heute in Freiheit vereint sind als die
Bundesrepublik Deutschland und dass wir deshalb auch sagen können, dass wir
unsere eigenständige Politik machen und eigenständige Entscheidungen
fällen. Und das ist sehr gut, gerade für die Menschen in den neuen
Bundesländern."

Wie gesagt, das alles ist nachzulesen.

Frage: Es gibt verstörende Videos, die über das Internet laufen und den
EU-Kommissionspräsidenten zum Gegenstand haben. In Brüssel ist die Rede von
gesundheitlichen Problemen Herrn Junckers. Hat die Bundesregierung mit
Blick auf die Gespräche über den Handel, die Herr Juncker in wenigen Wochen
- ich meine, es sind zwei Wochen - in den USA zu führen hat, volles
Zutrauen in die Leistungsfähigkeit Herrn Junckers, dass er diese Gespräche
im Interesse Europas mit aller Kraft führen kann?

StS Seibert: Ich finde es, ehrlich gesagt, sehr ungewöhnlich, dass Sie mir
eine Frage nach dem Gesundheitszustand des Kommissionspräsidenten stellen.
Ich finde, diese Frage gehört, wenn überhaupt, dann in Brüssel gestellt.
Das Vertrauen der Bundesregierung in den Kommissionspräsidenten ist sehr
hoch.

Frage: Frau Korff, heute Morgen wurde der ehemalige Bin-Laden-Leibwächter
Sami A. nach Tunesien abgeschoben. Wenige Stunden später hat das Gericht,
bei dem er gegen diese Abschiebung geklagt hatte, verkündet, dass diese
Abschiebung rechtswidrig sei. Können Sie uns die Rechtsgrundlage dieser
Abschiebung nennen?

Inwieweit waren das Bundesinnenministerium beziehungsweise der
Bundesinnenminister in diesen Fall, zu dem er sich in jüngster
Vergangenheit ja öffentlich geäußert hat, involviert?

Korff: Vielen Dank für die Frage. - Ja, ich kann bestätigen, dass Sami A.
heute Morgen nach Tunesien zurückgeführt und den tunesischen Behörden
übergeben wurde. Für alle weiteren Fragen - das wird Sie weder überraschen
noch befriedigen - muss ich allerdings an das Land Nordrhein-Westfalen
verweisen, weil die ausländerrechtliche Maßnahme der Abschiebung - das
betrifft auch Rechtsgrundlage usw. - tatsächlich in Zuständigkeit des
Landes ist und ich dazu nicht Stellung nehmen kann.

Allerdings ist es natürlich richtig, dass im Fall Sami A. das BMI die
nordrhein-westfälischen Behörden unterstützt hat, auch auf deren Bitte.
Dazu gehören natürlich Fragen, für die wir, wie Sie wissen,
klassischerweise zuständig sind - Passersatzbeschaffungen und die
Durchführung der Rückführung als solcher. Aber die ausländerrechtliche
Entscheidung, ob und zu welchem Zeitpunkt jemand zurückgeführt werden kann,
liegt beim Land.

Zusatzfrage: Ab wann wussten der Bundesinnenminister oder jemand im
Bundesinnenministerium, dass die Abschiebung für heute früh geplant war
oder dass sie dann durchgeführt werden würde?

Wie war überhaupt der Kontakt des Innenministers oder des
Bundesinnenministeriums unmittelbar zu den nordrhein-westfälischen
Behörden?

Korff: Ich kann Ihnen nicht im Einzelnen die Kontakte aufschlüsseln, zu
welchem Zeitpunkt wer wen informiert hat. Das ist sozusagen Gegenstand der
behördeninternen Kommunikation zwischen dem BMI und NRW. Das kann ich Ihnen
jetzt nicht im Einzelnen aufschlüsseln. Wir waren, weil der Fall Gegenstand
der AG Status war, in engem Kontakt mit NRW. Inwieweit zu welchem Zeitpunkt
welche Informationen vorlagen, kann ich Ihnen nicht sagen.

Der Bundesminister des Inneren wurde heute Morgen nach Beendigung der
Rückführung informiert, sprich, mit Übergabe an die tunesischen Behörden.

Frage: Frau Korff, wurde der Minister nur über die vollzogene Abschiebung
informiert oder auch über die, sagen wir einmal, rechtlichen Hürden, die
dabei durchaus eine Rolle spielen und vielleicht nicht ausreichend
gewürdigt wurden?

Korff: Ich kann Ihnen die internen Informationsprozesse des
Bundesministeriums des Inneren wirklich nicht im Einzelnen aufschlüsseln.

Zusatzfrage: Dann frage ich anders herum. Er befindet sich jetzt
offensichtlich in Tunesien. Es ist aber auch nicht völlig ungewöhnlich,
dass bei einer Abschiebung, die nicht rechtmäßig stattgefunden hat, eine
Rückholung erfolgt. Könnte das in diesem Fall auch passieren?

Korff: Ich kann Ihnen dazu nichts sagen. Das ist tatsächlich Sache von NRW
und, im Ergebnis, des Gerichts.

Frage: Aber es ist ja durchaus so, dass der Bund bei Rückführungen nicht
nur jetzt schon eine Rolle spielt, sondern nach den Vorstellungen des
Bundesinnenministers eine noch stärkere Rolle spielen soll. Deshalb frage
ich jetzt einmal sehr grundsätzlich, losgelöst vom Fall Sami A.: Wenn bei
einem Gericht noch ein Verfahren anhängig ist, wie es ja in diesem Fall
war, ist es dann rechtlich zulässig, trotzdem schon eine Abschiebung
durchzuführen? Vielleicht kann auch das Justizministerium etwas dazu sagen;
das weiß ich nicht.

Korff: Nein, wenn den Behörden ein gerichtlicher Beschluss bekannt ist,
dass eine Abschiebung nicht vollzogen werden darf, dann kann nicht
abgeschoben werden.

Zusatzfrage: Der Beschluss stammt ja von gestern Abend. Nur die
Pressemitteilung stammt von heute. Das heißt, bevor Sami A. in das Flugzeug
gesetzt worden ist, war bereits ein Beschluss des zuständigen Gerichts -
ich glaube, des Verwaltungsgerichts - vorhanden. Wie kann das denn sein,
ganz blöd gefragt?

Korff: Bitte fragen Sie in NRW nach. Diese Entscheidung und sozusagen die
Kommunikation mit dem Gericht betreffen Nordrhein-Westfalen. Dafür sind wir
als Bundesministerium des Inneren sowieso nicht (zuständig). In diesem Fall
ging es ja um eine Entscheidung des BAMF, das den Widerruf der
Abschiebungsandrohung sozusagen angeordnet hatte. Dagegen wurde geklagt.
Dann hat das BAMF - im Übrigen fristgerecht - Stellung genommen, also
anders, als das teilweise auch in der Berichterstattung zu lesen war. Das
war gestern unser Stand. Darüber hinaus gilt: Alle Entscheidungen liegen
beim Land NRW.

Frage: Auch noch einmal sozusagen zum Thema "Abschiebungen, bei denen die
Umstände rechtlich vielleicht doch nicht so ganz einwandfrei waren": Ich
weiß nicht, ob Sie dazu jetzt in irgendeiner Form Zahlen dabei haben, aber
ist es jetzt ein Einzelfall, dass so etwas im Prozess, sagen wir einmal,
nicht hundertprozentig glücklich läuft, oder wie viele Fälle gibt es, in
denen eine Abschiebung vollzogen wurde und in denen das gerichtliche
Verfahren eigentlich noch nicht abgeschlossen wurde? Haben Sie
irgendwelches Material dazu vorliegen, wie viele Leute das waren, und auch
dazu, wie viele dann dadurch wieder einreisen durften beziehungsweise
mussten?

Korff: Nein, das habe ich nicht; ich habe keine Zahlen dabei. Mir sind
solche Fälle aber auch nicht bekannt. Es gab, wie Sie wissen, im letzten
Jahr einmal einen Fall; das war aber ein Fall einer
Dublin-Rücküberstellung. Diese Person musste auf gerichtlichen Beschluss
hin zurückgeholt werden und wurde auch zurückgeholt. Ich kenne aber im
Übrigen den weiteren Verlauf des Falles auch nicht.

Frage: Herr Burger, ist jetzt vielleicht die deutsche Botschaft in Tunesien
irgendwie darin involviert, diesen Mann zurückzuholen?

Herr Seibert, wie bewertet die Kanzlerin diese illegale Abschiebung?

Burger: Ich glaube, dass es dafür, sozusagen alle möglichen Folgen, die
sich aus diesen Vorgängen ergeben, hier im Moment zu beurteilen, zu früh
wäre und dass das zu spekulativ wäre. Das ist aus den Ausführungen von Frau
Korff deutlich geworden, und insofern kann ich jetzt auch nichts zu einer
möglichen Rolle der deutschen Botschaft bei eventuellen weiteren Schritten
sagen.

StS Seibert: Auch ich kann dem, was Frau Korff für das Innenministerium
gesagt hat, nichts hinzufügen.

Frage: Frau Korff, ich muss leider auch noch einmal nachfragen, weil ich es
nicht verstanden habe. Sie haben selbst gesagt, das BAMF habe ein
Abschiebeverbot aufgehoben. Das Gericht in Gelsenkirchen hat gestern
festgestellt, dass es doch ein Abschiebehindernis gibt. Deswegen verstehe
ich nicht, wieso Sie sagen, das habe mit Ihnen nichts zu tun. Das BAMF ist
doch eine Ihnen nachgeordnete Behörde.

Korff: Das ist richtig, das BAMF ist eine uns nachgeordnete Behörde. Es ist
richtig: Das BAMF hat den Widerruf aufgehoben und gleichzeitig mit dem
Bescheid die sofortige Vollziehung angeordnet und fristgerecht Stellung
genommen, nämlich gestern.

Die Entscheidung, aufgrund eines - - - Das ist jetzt grundsätzlich
gesprochen. Zu dem Fall: Ich kenne weder diesen Beschluss noch sozusagen
die Entscheidung von NRW. Ich kann nicht sagen, zu welchem Zeitpunkt er wem
zugegangen ist. Es ist wirklich zu früh, das alles zu beurteilen.

Grundsätzlich gesprochen ist es so: Wenn die, sagen wir einmal,
materiellrechtliche Frage des Widerrufs der Abschiebungsandrohung entfallen
ist, dann hat die Person kein Bleiberecht mehr und ist vollziehbar
ausreisepflichtig. Die Umsetzung der Ausreisepflicht muss das Land machen.
Dafür ist der Bund nicht zuständig.

Zusatzfrage: Das habe ich verstanden. Aber dann habe ich noch eine
Zusatzfrage dazu: Heißt das sozusagen, das BAMF hat eine Entscheidung
getroffen, die von einem Gericht einkassiert worden ist, aber Sie sagen,
das hat letztendlich mit Ihren Strukturen des BMI nichts mehr zu tun?

Korff: Das eine ist die Entscheidung des BAMF, die Abschiebungsandrohung zu
widerrufen, und der diesbezügliche Klageprozess. Wenn in diesem Beschluss,
den ich, wie gesagt, nicht kenne und von dem ich nicht sagen kann, wem der
zu welchem Zeitpunkt zugegangen ist, entschieden wird, dass der Klage gegen
den Bescheid stattgegeben wird - in diesem Fall geschah das ja im
Eilverfahren - und dass aufgrund des Eilverfahrens nicht abgeschoben werden
darf, dann ist das eine Information, die wiederum das Land betrifft.

Die eine Frage ist sozusagen der Gesamtkomplex der Abschiebungsandrohung -
sprich, die Frage, ob ein Aufenthaltsrecht besteht -, und die betrifft das
BAMF. Die andere Frage ist die nach dem Vollzug der Ausreisepflicht, und
die betrifft das Land. Natürlich gibt es da engen Kontakt, und das BAMF
würde sozusagen das Land informieren, aber die Entscheidung, wie mit einer
entstandenen Ausreisepflicht umzugehen ist, ist Sache des Landes.

Frage: Da sich der Bundesinnenminister, Frau Korff, ja so intensiv um den
Fall gekümmert hat - Sie haben gesagt, er wurde heute Morgen nach Vollzug
der Maßnahme informiert -, können Sie uns dann auch sagen, welchen
Informationsstand er vorher in der Sache hatte?

Korff: Nein, das kann ich nicht im Einzelnen. Ich kann aber, weil er das ja
auch selbst mehrfach gesagt hat, sagen: Er hat sich regelmäßig über den
Fall informieren lassen. Die einzelnen Verfahrensschritte in Bezug darauf,
wann das zuletzt wie im Einzelnen passiert ist, kann ich nicht nennen.

Zusatzfrage: Ist es also denkbar, dass dieser Vorgang entgegen einer
Entscheidung eines Landgerichts stattgefunden hat, ohne dass der
Bundesinnenminister davon Kenntnis hatte?

Korff: Dazu kann ich Ihnen nicht sagen.

Frage: Frau Korff, Nordrhein-Westfalen hat meines Wissens keine Landgrenze
mit Tunesien. Insofern vermute ich einmal ganz stark, dass Bundespolizisten
an der Abschiebung beteiligt waren. Können Sie das erstens bestätigen?

Zweitens, da das als Fall von so enormer Wichtigkeit auch so hoch gehängt
worden war, frage ich dann doch lieber einmal nach, ob Herr Romann
persönlich zugegen war.

Korff: Ich kann Ihnen nicht sagen, ob Herr Romann zugegen war. Ich habe
diese Frage tatsächlich auch heute Morgen nicht gestellt. Ich gebe zu: Das
hätte ich tun können. - Ich weiß es nicht.

Ja, ich kann bestätigen: Die Bundespolizei war beteiligt, wie das bei
Abschiebungen üblicherweise der Fall ist, weil sie eben in Amtshilfe das
Land bei der Durchführung der Abschiebungen unterstützt. Die werden
regelmäßig - ich weiß jetzt nicht, ob das in diesem Fall der Fall war - vom
Land an einer Maschine übergeben, und dann wird die Ausreise durch die
Bundespolizei vollzogen, wie das bei solchen Maßnahmen üblich ist.

Ich sage es auch noch einmal: Grundsätzlich gab es in diesem Fall - weil
das eben für den Bundesminister des Inneren von Bedeutung war, aber auch
grundsätzlich von Bedeutung ist, wie die Rückführung von Gefährdern
generell eine große Bedeutung hat - eine enge Zusammenarbeit zwischen Land
und Bund, die auch grundsätzlich sehr erfolgreich läuft, nämlich in der
engen Abstimmung, wie dies bei vielen vollzogenen Abschiebungen von
Gefährdern in der Vergangenheit auch der Fall war. Insofern gilt: Ja, es
gab zu jedem Zeitpunkt einen engen Austausch. Wie der im Einzelnen in den
letzten 24 Stunden aussah, kann ich, wie gesagt, nicht sagen.

Frage: Herr Burger, vielleicht doch noch einmal: Sie haben gesagt, es sei
zu früh, etwas zu bewerten. Können Sie uns denn sagen, ob der Fall im
Auswärtigen Amt oder sogar in der deutschen Botschaft in Tunesien
Gegenstand von Gesprächen und Beratungen war? Ist das jetzt vielleicht der
Fall? Beugen Sie sich darüber und sagen "Wir müssen zu einer Bewertung
kommen"?

Burger: Ganz grundsätzlich leistet das Auswärtige Amt und leisten die
deutschen Auslandsvertretungen bei Rückführungen auf Bitten der
Innenbehörden Amtshilfe. Das nimmt unterschiedliche Formen an. Es gibt da
keinen wirklich einheitlichen Umfang dieser Amtshilfe, weil einfach auch
die Gegebenheiten in jedem Land anders sind. Ob es jetzt in diesem
konkreten Fall eine Beteiligung gab, kann ich Ihnen, ehrlich gesagt, aus
dem Stegreif nicht sagen; das müsste ich nachreichen.

Zusatzfrage: Was würde denn passieren und was wäre die Aufgabe des
Auswärtigen Amtes, sollte sich herausstellen, dass diese Rückführung
rechtlich nicht gedeckt war?

Burger: Wenn es ein Amtshilfeersuchen einer zuständigen deutschen
Innenbehörde gibt, in irgendeiner Form im Ausland tätig zu werden, dann
bemüht sich das Auswärtige Amt mit seinen Auslandsvertretungen natürlich
grundsätzlich, diesem Amtshilfeersuchen nachzukommen. Aber was Gegenstand
des Ersuchens sein könnte, liegt natürlich in der Zuständigkeit dieser
Innenbehörden.

Frage: Frau Korff, ich habe einfach nur die Bitte, ob Sie herausfinden
können, vielleicht schnellstens, ob Herr Romann beteiligt war.

Frage: Zur Abschiebung beziehungsweise der Aufhebung der Einschränkung bei
Abschiebungen nach Afghanistan: Dazu gab es über die BPK ja eine
Nachreichung hinsichtlich des Ablaufs. Darin hieß es, dass das Auswärtige
Amt und das BMI am 6. Juni im Kabinett auf Grundlage einer neuen
Sicherheitsbewertung durch das Auswärtige Amt und vor allem der wieder
gegebenen Funktionsfähigkeit der deutschen Botschaft in Kabul erklärt
hätten, dass keine Notwendigkeit mehr für die Einschränkung oder
Beschränkung vorliege. Meine Frage ist, und die geht direkt an Herrn
Burger: Entspricht diese Darstellung den Tatsachen? Hat der Außenminister
also sozusagen proaktiv erklärt, er sehe keine Notwendigkeit mehr für die
Aufrechterhaltung der Beschränkung?

Burger: Ich kenne diese Darstellung nicht, aber ich werde hier jetzt auch
nicht aus dem Verlauf von Kabinettsitzungen zitieren.

Zusatz: Das war aber, mit Verlaub, eine offizielle Mitteilung, die über die
Bundespressekonferenz gemacht wurde. Vielleicht können Sie das noch einmal
nachprüfen. Es wurde dort zum Sachstand des Ablaufs "in der
Kabinettssitzung" gesagt. Das ist daher sozusagen ein öffentlicher Vorgang,
und ich würde Sie einfach bitten, uns noch einmal mitzuteilen, ob der
Außenminister tatsächlich so, wie es diese Darstellung nahelegt, von sich
aus gesagt und erklärt hat, es gäbe wegen der Funktionsfähigkeit der
Botschaft in Kabul keine Notwendigkeit mehr für die Aufrechterhaltung der
Beschränkung.

Burger: Ich werde über das hinaus, was da veröffentlicht oder mitgeteilt
wurde, keine Angaben über den Verlauf von Gesprächen im Kabinett machen.

Richtig ist: Das Auswärtige Amt hat den Asyllagebericht zu Afghanistan
vorgelegt. Richtig ist auch, dass das Auswärtige Amt darüber Auskunft
gegeben hat, dass die Arbeitsfähigkeit der Botschaft Kabul, die ja durch
den Anschlag vom letzten Jahr stark eingeschränkt war, teilweise - noch
nicht vollständig, aber doch in Teilen - wiederhergestellt ist. Das ist
das, was ich Ihnen dazu sagen kann.

Zusatz: Der Hintergrund der Frage ist natürlich, dass durch die
Formulierung, wie sie uns gegeben wurde, der Bundesaußenminister sozusagen
in - so nenne ich es jetzt einmal untechnisch - Mithaftung genommen wird.
Vor dem Hintergrund dieser Perspektive prüfen Sie vielleicht doch noch
einmal, ob es tatsächlich so war.

Frage: Herr Seibert, waren Sie am 6. Juni bei der Kabinettssitzung?

StS Seibert: Ja, das war ich.

Zusatzfrage: Können Sie uns sagen, wie die Aufhebung der Beschränkung
zustande gekommen ist? Das ist nämlich nach der Nachreichung Ihres Hauses
offenbar immer noch unklar.

StS Seibert: Nein, es ist nur für diejenigen unklar, die gerne ein
Wortprotokoll von Kabinettsitzungen haben würden. Das legen wir aber nicht
vor. Es ist klar geworden, dass auf der Basis des Berichts des Auswärtigen
Amtes die Bundesregierung zu der Einschätzung gelangt ist, dass
Beschränkungen des Personenkreises, die von Abschiebungen nach Afghanistan
betroffen sein können, nunmehr entfallen können. Das war die einhellige
Meinung der Bundesregierung, und das geht auch aus dem, was Ihnen
mitgeteilt wurde, hervor.

Zusatzfrage: War das also jetzt doch ein Kabinettsbeschluss? Wir würden ja
gerne wissen, ob - - -

StS Seibert: Das war die Haltung der Bundesregierung.

Zusatzfrage: Wer hat diesen Vorschlag, dass diese Beschränkung jetzt
aufgehoben wird, eingebracht? War es so, dass der Lagebericht vorlag, und
dann war Frau Merkel sofort klar, dass wir jetzt Frauen und Kinder
zurückschicken können? Wer hat das eingebracht?

StS Seibert: Ich gebe hier über den Verlauf von Kabinettsitzungen keine
weitere Auskunft. Aber Sie wissen, dass das Auswärtige Amt einen neuen
Bericht vorgelegt hat, und der wurde natürlich vom gesamten Kabinett zum
Anlass genommen, dann zu dieser Einschätzung zu kommen. Das ist eine
Entscheidung oder eine Haltung, die die gesamte Bundesregierung einnimmt.

Frage: Ich wollte noch einmal auf den NSU-Komplex zurückkommen. Sie haben
am Mittwoch laut Protokoll schon einmal das Thema der geschredderten Akten
angesprochen. Aber es gibt ja auch nicht geschredderte Akten über diesen
Fall, die angeblich für 120 Jahre geheim gehalten werden sollen. Ich wollte
fragen: Passt das zu dem Versprechen der Bundesregierung, da für volle
Aufklärung zu sorgen? Wenn nicht, bemüht sich die Bundesregierung bei den
betreffenden Behörden um eine kürzere Geheimhaltungsperiode oder sogar eine
beschränkte Veröffentlichung der betreffenden Akten? Vielleicht das BMI?

Korff: Ich kann Ihnen dazu leider gerade - ich bin tatsächlich nicht
sprechfähig - nichts sagen, außer natürlich zu unterstreichen, dass es das
Ziel der Bundesregierung ist, die Aufklärung zu unterstützen. Aber ich
kenne diesen Komplex hinsichtlich der Geheimhaltung sonst nicht.

Zusatzfrage: Können Sie da etwas nachreichen?

Korff: Ja, ich probiere es.

Vorsitzender Feldhoff: Kann das Justizministerium das ergänzen?

Kall: Ich kann zu Geheimhaltungsfristen, wie sie zum Beispiel für den
Verfassungsschutz oder in anderen Behörden bestehen oder festgelegt werden,
konkret nichts sagen. Ich wollte nur noch einmal unterstreichen, was die
Justizministerin, aber gerade auch der Generalbundesanwalt, Herr Frank, am
Mittwoch gesagt haben, nämlich dass es keinen Schlussstrich unter die
Ermittlungen gibt und dass gerade der Generalbundesanwalt auch weiterhin
das Umfeld des NSU zu erforschen versucht und dort auch weitere
Ermittlungen führt.

Zusatzfrage: Hat denn der Generalbundesanwalt grundsätzlich Zugang zu
geheim gehaltenen Akten der Verfassungsschutzbehörden?

Kall: Das müssen Sie den Generalbundesanwalt in Karlsruhe fragen. Ich kann
im Einzelnen nicht beantworten, welche Unterlagen dem Generalbundesanwalt
in den Verfahren vorliegen, weil ich es einfach nicht weiß.

Frage: Herr Seibert, war es aus Sicht der Kanzlerin ein Fehler, dieses
große Versprechen abzugeben, dass dieser NSU-Komplex vollständig aufgeklärt
wird und dass die Hintermänner gefasst werden? All das ist ja nicht
eingetreten.

StS Seibert: Das ist Ihre Einschätzung. - Es war natürlich absolut richtig,
weil das unser gesamtgesellschaftliches und politisches Anliegen sein muss.

Zusatz: Aber es ist ja jetzt anders gekommen. Staatliche Stellen haben
selbst geblockt, haben Akten geschreddert.

StS Seibert: Das ist Ihre Einschätzung.

Zusatz: Das sind Fakten! Das hat jetzt nichts mit meiner Einschätzung zu
tun; das sind ja Fakten.

StS Seibert: Nichtsdestotrotz ist doch ganz klar, dass es die Aufgabe der
Politik, der Justiz und der Gesellschaft in Deutschland ist, alles zu tun,
damit eine solche Mordserie wie die des NSU nie wieder möglich ist. Hier
ist, glaube ich, am Mittwoch darüber berichtet worden, was auf Ebene des
Staates seitdem alles unternommen worden ist, um das sicherzustellen,
soweit man das menschenmöglich je absolut sicherstellen kann. Dass diese
Aufgabe mit dem Ende des Prozesses nicht zu Ende ist, ist auch klar.

Frage: Die Frage richtet sich an Frau Schwamberger und Herrn Neumann,
vermute ich. Es geht um die Frage, die 1,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts für den Verteidigungshaushalt vielleicht auch noch in
dieser Legislaturperiode zu erreichen. Frau Schwamberger, was würde das
denn tatsächlich in Zahlen bedeuten, wenn man das auf den Haushalt
umrechnen würde? Ist das aus Ihrer Sicht denn überhaupt realistisch
abbildbar? Sie hatten ja gerade erst Haushaltsverhandlungen geführt,
zumindest für das kommende Jahr. Wo würden wir da liegen, und für wie
realistisch erachtet Ihr Haus das?

Schwamberger: Es ist völlig richtig: Die Bundesregierung hat gerade einen
Haushaltsentwurf für das Jahr 2019 und die Finanzplanung bis zum Jahr 2022
vorgelegt, die einen deutlichen Mittelaufwuchs im Bereich des
Verteidigungshaushaltes vorsieht, auch entsprechend der Prioritäten im
Koalitionsvertrag und der Vereinbarungen und Verpflichtungen im
internationalen Rahmen. Darüber hinaus hat sich die Bundesregierung
gegenüber den Nato-Partnern verpflichtet, bis zum Jahr 2024 eine Nato-Quote
von 1,5 Prozent zu erreichen.

Mit Blick auf konkrete Belastungen kann ich Ihnen hier keine konkreten
Zahlen nennen, weil das auch immer davon abhängig ist, wie sich das
Bruttoinlandsprodukt in den jeweiligen Jahren entwickelt.

Neumann: Ich habe keine Ergänzung zu machen.

Zusatzfrage: Dann habe ich noch eine Nachfrage an Sie, Herr Neumann. Wenn
ich die Ministerin gestern in den "Tagesthemen" richtig verstanden habe,
dann hat sie ja durchaus einen Plan und hat über diesen Plan unter anderem
auch mit dem Finanzministerium verhandelt. Mir erschien es ein bisschen so,
als ob sie mit dem, was derzeit geplant ist, eher zufrieden ist, weil das
auch ihren Plänen entspricht. Habe ich da irgendetwas falsch verstanden?
Hätte die Ministerin gerne über die bereits zugesagten Mittel hinaus auch
kurzfristig mehr Geld, oder ist sie mit dem bisher Verhandelten insoweit
zufrieden?

Neumann: Wie Sie wissen, haben wir für das nächste Jahr einen Haushalt mit
einem Umfang von 42,9 Milliarden Euro in das Kabinett eingebracht. Das ist
ein sehr gutes Ergebnis. Wie gerade Frau Schwamberger gesagt hat, sind -
diese Zielsetzung wurde politisch vereinbart und auch abgestimmt - die
Verteidigungsausgaben bis 2024 auf 1,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
anzuheben.

Zusatz: Das war jetzt noch nicht die Antwort auf meine Frage. Die Frage
war, ob und woher sie gerne mehr Geld hätte, also ob sie lieber bereits
früher diese 1,5 Prozent erreichen wollte.

Neumann: Ich kann noch einmal wiederholen: Die Zielsetzung, bis 2024 1,5
Prozent des BIP zu erreichen, ist abgestimmt.

Frage: Ich tue mich auch immer noch schwer mit der Interpretation dessen,
was die verschiedenen Beteiligten gestern beim Nato Gipfel sagten. Ich
würde zum einen gerne fragen, ob vonseiten der Bundesregierung
beziehungsweise vonseiten der Kanzlerin irgendwelche Verpflichtungen,
irgendwelche bindenden Zusagen eingegangen worden sind, die es erfordern
würden, noch einmal an den Haushalt 2019 heranzugehen, der ja mit einer
Nato-Quote von 3,1 Prozent endet. Dem scheinen Aussagen des US-Präsidenten
doch zu widersprechen.

Zum Zweiten: Der Verweis auf die Zusage, 2024 1,5 Prozent zu erreichen,
bedeutet ja nicht, dass man mit Blick auf die gestrige Diskussion in
Brüssel innerhalb der Regierung nicht vielleicht doch eine Diskussion
darüber starten könnte, diese Marke bereits bis zum Ende dieser
Legislaturperiode zu erreichen. Ist das so? Ist das ein Diskussionspunkt,
oder heißt das ganz fest "2024 1,5 Prozent - das ist das Ziel, dabei bleibt
es"?

StS Seibert: Erstens heißt das Nato-Ziel, das man in Wales beschlossen hat -
 ich habe jetzt nur den englischen Text in Erinnerung -, "aim to move
towards the 2-percent-guideline within a decade".

Zweitens herrschte gestern beim Nato-Gipfel Einigkeit darüber, dass
bestehende Verpflichtungen einzuhalten sind.

Drittens hat die Bundeskanzlerin in ihrem Abschlussstatement vor der Presse
ja gesagt: Wir haben den Nato-Partnern unserer Absicht gemeldet, bis 2024
die Verteidigungsausgaben auf 1,5 Prozent des BIP zu steigern. In absoluten
Zahlen bedeutet das eine Steigerung um 80 Prozent, verglichen mit der Zahl
und dem Stand von 2014. - Dann hat sie gesagt: Natürlich werden wir
beständig überprüfen und uns fragen, was wir gegebenenfalls noch mehr tun
können.

Zusatzfrage: Ich wollte noch fragen, ob es irgendwelche Zusagen oder
Versicherungen gegeben hat, die es erforderlich machen, noch einmal an den
gerade beschlossenen Haushalt 2019 heranzugehen.

StS Seibert: Ich habe ja gesagt: Es herrscht Einigkeit unter den
Nato-Partnern, die bestehenden Verpflichtungen umzusetzen und die
bestehenden Verpflichtungen einzuhalten.

Der Haushalt 2019 geht jetzt in die parlamentarische Beratung. Dem kann ich
hier als Sprecher der Regierung ohnehin nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Gibt es also keine neuen Verpflichtungen?

StS Seibert: Deswegen habe ich mich so ausgedrückt.

Frage: Ich habe noch eine Frage zu den 1,5 Prozent. Wenn man einmal
annehmen würde, Deutschland hätte das Bruttoinlandsprodukt von Frankreich,
dann wären wir ja jetzt schon bei 2 Prozent. Eine Frage ist also: Sind
diese 1,5 Prozent die einzige Richtgröße - das würde ja unter Umständen
heißen, dass bei einem sinkenden Bruttoinlandsprodukt die
Verteidigungsausgaben sogar zurückgefahren werden könnten und man dieses
Ziel trotzdem noch erreichen würde -, oder gibt es auch eine Verpflichtung,
die besagt, dass die Verteidigungsausgaben auf keinen Fall zurückgefahren
werden dürfen?

StS Seibert: Arithmetisch haben Sie natürlich recht, nur ist ein sinkendes
Bruttoinlandsprodukt natürlich nicht das Ziel der Bundesregierung. Aber Sie
haben recht: Das wäre so. Ich glaube, Herr Neumann kann das noch viel
besser erklären.

Natürlich geht es nicht nur um die Erreichung eines bestimmten
Prozentsatzes vom Bruttoinlandsprodukt bei den Verteidigungsausgaben. Es
geht auch darum: Wie viel von dem, was ein Land für die Verteidigung
aufbringt, stellt es in den Dienst der Nato? - Da steht Deutschland
ziemlich gut da. Wir sind der zweitgrößte Truppensteller innerhalb der
Nato. Wir sind an zahlreichen Nato-Missionen beteiligt. Wir sind immer noch
sehr stark in Afghanistan engagiert. Wir übernehmen jetzt die Verantwortung
für ein weiteres Nato-Hauptquartier, das in Ulm errichtet werden soll. Ich
kann es jetzt nicht beziffern, aber der Anteil dessen, was wir für
Verteidigung und Sicherheit aufwenden und was in den Dienst der Nato
gestellt wird, ist durchaus sehr hoch.

Neumann: Ich kann das vielleicht noch ergänzen. Es geht nicht um das
Erfüllen von irgendwelchen Quoten. Es geht auch darum, die Bundeswehr nach
einem 25-jährigen Sparkurs zu modernisieren. Wir müssen hohle Strukturen
auffüllen. Wir müssen unsere Einsatzbereitschaft wieder steigern. Darum
geht es. Es geht auch darum, die eingeleiteten Trendwenden konsequent
fortzusetzen und diese auch finanziell zu unterfüttern.

Zusatzfrage: Habe ich es jetzt richtig verstanden, dass die
Verteidigungsausgaben also auf keinen Fall zurückgefahren werden - egal,
wie sich das Bruttoinlandsprodukt oder sonstige Richtgrößen entwickeln?

Neumann: Das obliegt der jährlichen Haushaltsaufstellung. Ich hatte ja
gerade ausgeführt, dass wir mit den 42,9 Milliarden Euro für das nächste
Jahr zufrieden sind, aber dieser Trend muss sich verstetigen, um die
Modernisierung der Bundeswehr fortzusetzen.

StS Seibert: Dass wir das tun müssen, dass wir die Notwendigkeit haben, für
unsere Truppe eine einsatzgemäße Ausrüstung bereitzustellen, und dass uns
das mehr Geld als in der Vergangenheit kosten wird, wissen wir ja nun
wirklich auch nicht erst seit diesem Nato-Gipfel. Wir erleben seit Jahren
eine sich weltweit verändernde Sicherheitslage. Elemente davon sind die
Annexion der Krim, das russische Vorgehen in der Ostukraine, der
islamistische Terror, den der IS über die Welt gebracht hat, und
Bedrohungen aus dem Cyberbereich. Das alles wissen wir seit Jahren. Wir
wissen, dass unsere Anstrengungen, die Sicherheit der Bürger zu
gewährleisten, gesteigert werden müssen und dass sie deswegen auch eines
höheren finanziellen Einsatzes bedürfen. Damit haben wir ja unter
Verteidigungsministerin von der Leyen auch längst begonnen. Die Trendwende
ist da ja auch eingeleitet worden. Für diese Erkenntnis hätte es also
keines Nato-Gipfels bedurft.

Trotzdem ist es sinnvoll, zusammenzukommen und zu schauen, wie man seit dem
letzten Treffen vorangekommen ist. Da hat ja, was die Verteidigungsausgaben
betrifft, der Nato-Generalsekretär Stoltenberg durchaus eine recht
zufriedene Zwischenbilanz gezogen, was nicht heißt, dass nicht noch viel
Arbeit zu leisten bleibt.

Frage: Herr Neumann, ich habe noch einmal eine ganz praktische Frage. Diese
ganzen Pläne, die jetzt bei Ihnen vorliegen - die Trendwende-Beschlüsse und
deren Auswirkungen -, sind ja das eine. Das andere ist ja der reale Zulauf
von Material, eben auch von Mitarbeitern etc. pp. Das sind ja alles
mittelfristige Dinge. Könnten Sie denn überhaupt zusätzliche Mittel
innerhalb absehbarer Zeit sinnvoll verwenden, oder sind Sie jetzt sozusagen
schon am Planungsmaximum angekommen? Es bringt ja nichts, wenn Sie damit
Cent-Münzen durch die Gegend schießen, um das Budget zu verballern.

Neumann: Wie Sie wissen, sind unsere Projekte über Jahre und auch über
Legislaturperioden hinweg angelegt. Insofern haben wir da keine Bedenken.
Wir verfolgen weiterhin das Ziel, unsere Projekte an diese Linie von 1,5
Prozent des BIP anzulehnen und die Modernisierung der Bundeswehr
diesbezüglich weiterzuführen.

Zusatz: Aber Ihre Planungskapazitäten beziehen sich ja bereits auf diese
vorgegebenen finanziellen Ziele. Das, was Sie an Budget verhandeln, ist
naheliegender ja auch das, was Sie glauben, ausgeben zu können; ansonsten
könnten Sie ja nicht begründen, dass Sie das Geld brauchen.

Neumann: In der Tat.

Zusatzfrage: Wären Sie momentan überhaupt in der Lage, darüber hinausgehend
mehr Geld auszugeben, wenn Sie es denn hätten?

Neumann: Diese Frage stellt sich nicht. Noch einmal: Unsere gemeinsame
abgestimmte Linie beträgt 1,5 Prozent bis 2024. Alles andere ist
Spekulation.

Frage: Ich möchte noch einmal zu gestern klar fragen: Gab es gestern ein
Ultimatum des amerikanischen Präsidenten, bis zum nächsten Jahr bereits die
Verteidigungshaushalte in Richtung auf die 1,5 Prozent beziehungsweise auf
1,5 Prozent hochzusetzen? Gab es ein Ultimatum von Trump?

StS Seibert: Sie werden ja verstehen, dass ich ohnehin nicht dafür da bin,
zu sagen, was der amerikanische Präsident gesagt hat, geschweige denn, was
er in geschlossenen Sitzungen gesagt hat. Die Bundeskanzlerin hat gestern
berichtet, dass der amerikanische Präsident das, was seit Monaten
diskutiert wird, nämlich das "burden sharing", die Lastenteilung, engagiert
angesprochen hat und dass er auch seine Erwartung ausgedrückt hat, dass die
Lastenteilung sich verändert.

Frage: An das Bundesfinanzministerium: Gestern hat Ihr Minister unter
Vorbehalt der letzten Tranche an Griechenland über 15 Milliarden Euro
zugestimmt. Zuvor muss der Haushaltsausschuss des Bundestages noch einmal
tagen, weil er der Meinung ist, dass es hier eine Änderung am Gesamtpaket
gegeben habe. Der Grund dafür ist, dass Griechenland sich verpflichtet
hatte, bei den fünf Inseln der Ostägäis, die Flüchtlinge haben, die
Hotspots haben, die Mehrwertsteuer nicht auf 24 Prozent anzuheben, sondern
bei 17 Prozent zu belassen. Es fehlen 28 Millionen Euro. Wenn ich richtig
informiert bin, hat die griechische Seite angeboten, diese 28 Millionen
Euro dann aus dem Verteidigungsetat abzuzweigen. Trotzdem wird das jetzt in
den Haushaltsausschuss kommen; das heißt, es ist eine Änderung des
Gesamtpakets. Aber wenn das Paket - damit ich das richtig verstehe - gleich
bleibt, wieso muss das dann noch einmal zum Haushaltsausschuss?

Schwamberger: Vielen Dank für die Frage; das kann ich vielleicht ein
bisschen erklären und einsortieren. Es ist so, dass es, wie von Ihnen
angesprochen, für griechische Inseln Mehrwertsteuerrabatte gab, die die
griechische Regierung diesen Inseln eingeräumt hatte. Die griechische
Regierung hatte sich im Rahmen des Anpassungsprogramms der Hilfen
verpflichtet, diese Mehrwertsteuerrabatte zu beenden.

Die griechische Regierung hat sich nun entschieden, für fünf Inseln, die
besonders von der Migrationskrise betroffen sind, die Mehrwertsteuerrabatte
erst Ende dieses Jahres und nicht zum 1. Juli zu beenden. Damit ergibt sich
eine Änderung des bereits an den Bundestag übermittelten Umsetzungsberichts
zum Stand des Anpassungsprogramms, sprich hinsichtlich der Frage, inwieweit
Griechenland die vorgegebenen Anpassungsmaßnahmen erfüllt hat.

Weil das sozusagen eine Änderung in diesem einen Punkt und nicht des ganzen
Paketes ist, wird der Haushaltsausschuss noch einmal mit einer Änderung des
Umsetzungsberichts konfrontiert und kann auch dazu Stellung nehmen; so
sehen das die Verfahren vor. Erst nach einer solchen Stellungnahme ist eine
Zustimmung in dem ESM-Gremium, das über die Freigabe der letzten Tranche
entscheidet, möglich.

Zusatzfrage: Wenn ich das, was Sie sagen, richtig begreife, dann war das
keine pädagogische Maßnahme des Bundesfinanzministers, sondern eher eine
formale Angelegenheit?

Schwamberger: Das entspricht der vorgegebenen Beteiligung des Deutschen
Bundestags im Rahmen dieses Komplexes. Selbstverständlich werden vonseiten
der Bundesregierung die Beteiligungs- und Informationsrechte des
Bundestages vollumfänglich gewahrt, so wie es üblich und richtig ist.

Zusatzfrage: Das heißt, der Bundesfinanzminister beziehungsweise Ihr
Ministerium wird im Haushaltsausschuss empfehlen, diesen Änderungen
zuzustimmen?

Schwamberger: Wir geben diesbezüglich keine Empfehlungen ab. Der
Haushaltsausschuss nimmt dazu dann Stellung, und nach dieser Stellungnahme
kann das Bundesfinanzministerium beziehungsweise kann der
Bundesfinanzminister eine Entscheidung im Board of Governors treffen. -
Wenn es dazu noch weitere Fragen gibt, stehe ich gerne bilateral zur
Verfügung, um den Prozess vollumfänglich zu erklären.

Frage: An Frau Korff zu den geplanten Änderungen bei der Islamkonferenz:
Warum soll die Islamkonferenz neu aufgestellt werden, und mit welchem Ziel?

Korff: Sie beziehen sich auf die Äußerungen von Staatssekretär Kerber heute
in der "Bild"-Zeitung. Zur Einordnung: Ganz grundsätzlich ist im
Koalitionsvertrag festgehalten, dass die Deutsche Islamkonferenz
fortgesetzt wird. Deswegen bedarf es der konzeptionellen Ausgestaltung. Es
ist auch üblich, dass zu Beginn der Legislaturperiode das Format der IK -
das war bislang in jeder neuen Legislaturperiode so - noch einmal neu
aufgestellt wird. Im Moment findet ein umfassender Konsultationsprozess mit
einem breiten Spektrum an Beteiligten statt - islamische Organisationen,
Initiativen der muslimischen Zivilgesellschaft, die Kirchen, die Verbände
und andere Behörden. Der Prozess ist noch nicht abgeschlossen, und am Ende
wird die Entscheidung stehen, wie konkret die Deutsche Islamkonferenz
fortgeführt wird.

Aufgrund der Erfahrungen der Vergangenheit kann man jetzt schon sagen, dass
es voraussichtlich keine festen Mitgliedschaften geben wird, wie das eben
in der Vergangenheit der Fall war; vielmehr soll es flexible,
themenorientierte und letztlich formatabhängige Zusammensetzungen geben,
die dann auch variieren können. Das bedeutet dann auch die Mitgliedschaft
von weiteren, auch einzelnen Teilnehmern.

Zusatzfrage: Das bedeutet, dass bisherige Mitglieder auch ausgeschlossen
werden können?

Korff: Es ist viel zu früh, um diese Aussage zu treffen. Aber in dem
Moment, in dem die Zusammensetzung formatabhängig oder themenabhängig ist,
kann es auch einmal heißen, dass bei einem Themengebiet einige dabei sind
und andere nicht.

Zusatzfrage: Ist die Forderung nach dem deutschen Islam eine Forderung des
Bundesinnenministeriums, und was stellt man sich darunter vor?

Korff: Da stehen die Aussagen von Herrn Kerber für sich; er hat sich dazu
auf eine Nachfrage hin geäußert. Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Frage: Täuscht der Eindruck, oder verfolgt Herr Kerber beziehungsweise das
Innenministerium das Ziel, zukünftig in stärkerer Weise säkulare islamische
Organisationen beziehungsweise Einzelvertreter in den Prozess der
Islamkonferenz einzubeziehen, also nicht nur die relativ stark religiös
Motivierten?

Korff: Die Eindrücke haben Sie, dazu kann ich tatsächlich nichts sagen. Die
Aussage, dass ein sehr offener Konsultationsprozess durchgeführt wird, um
auch auf die veränderten Zusammensetzungen der muslimischen Bürger und auch
Gemeinden in Deutschland seit 2015 zu reagieren, ist eben Gegenstand dieser
Überlegungen, die gerade angestellt werden, und des Konsultationsprozesses -
 der aber nicht allein im BMI stattfindet.

Zusatzfrage: Sie sagen aber zumindest nicht, dass der Eindruck, dass in
stärkerer Weise säkulare muslimische Organisationen einbezogen werden
sollen, falsch ist?

Korff: Ich sage, dass es einen Prozess gibt, um auf die veränderten
Bedingungen zu reagieren.

Frage (zum Treffen des JI-Rats): Frau Korff, ist Ihr Minister denn
zufrieden mit dem gestrigen Treffen in Innsbruck mit seinen Kollegen? Falls
ja: Was hält er denn für das wichtigste Ergebnis dieses Treffens?

Korff: Der Minister hat sich gestern sowohl während des informellen JI-Rats
als auch danach - das war ja heute auch Gegenstand der breiten
Berichterstattung - sozusagen als zufrieden mit dem Verlauf des Rates
geäußert. Ergebnisse in dem Sinne liegen ja nicht vor, sind aber bei einem
informellen Rat auch überhaupt nicht üblich und das Ziel. Der Minister ist
sehr zufrieden mit der Begegnung und mit den bilateralen Begegnungen am
Rande des Rates sowie auch mit dem Gesprächsverlauf, der die Ergebnisse des
Europäischen Rates sehr weitgehend und sehr vollumfänglich unterstützt hat.

Frage: An Frau Korff zum Thema Migration: Herr Seehofer ist zufrieden, aber
Salvini hat gestern zum Beispiel Nein gesagt, als er gefragt wurde, ob
Italien die Migranten aus Deutschland zurücknehmen werde. Warum ist Herr
Seehofer also zufrieden?

Korff: Es haben sich im Nachgang des bilateralen Gesprächs mit Italien
beide Minister geäußert. Es wurden weitere Gespräche auf Arbeitsebene
vereinbart. Dass vor Abschluss der Gespräche weder über die Gespräche
zwischen den Ministern noch über noch zu führende Gespräche auf
Arbeitsebene eine abschließende Bewertung vorgenommen werden kann, ist
völlig klar.

Zusatzfrage: Auch Salvini war sehr zufrieden, aber die Positionen sind ja
unterschiedlich. Denken Sie, dass in den nächsten Wochen ein konkretes
Ergebnis vorliegen wird? Was können wir erwarten?

Korff: Dass Positionen verschieden sind, hindert ja nicht daran, dass am
Ende trotzdem ein Kompromiss steht. Dem sieht der Bundesminister des Innern
verhalten optimistisch entgegen; das hat er auch so gesagt.

Zusatzfrage: Herr Seibert, zum gleichen Komplex: Gestern hat Giuseppe Conte
angekündigt, dass er einen Brief an die europäischen Partner und auch nach
Brüssel schicken werde, um eine Veränderung des Mandats von Sophia zu
erreichen. Die italienische Position ist, dass in Zukunft nicht alle
Migranten nach Italien gebracht werden. Wie Conte sagte, hat er auch mit
Angela Merkel ein gutes Gespräch gehabt. Ist die Bundeskanzlerin mit diesem
Punkt bezüglich Sophia einverstanden? Conte hat gesagte, er habe eine große
Offenheit in der Position der Kanzlerin gefunden; es war aber nicht klar,
über welche Themen.

StS Seibert: Es stimmt, dass die Bundeskanzlerin Ministerpräsident Conte
beim Nato-Gipfel begegnet ist und sie auch miteinander gesprochen haben,
und zwar über eine ganze Reihe von Themen, die ich Ihnen hier jetzt nicht
im Einzelnen nennen kann. Auch über diesen Brief, der da wohl angekündigt
wurde, kann ich Ihnen nichts sagen. Klar ist aber: Wenn es Veränderungen im
Mandat von Sophia geben soll, dann wäre das auf europäischer Ebene
miteinander zu besprechen. Wir betrachten die Operation Sophia, die ja auch
den Sinn hat, die libysche Küstenwache auszubilden und in den Stand zu
versetzen, nach allgemeinen völkerrechtlichen Regeln den Schutz der
libyschen Küste selber zu übernehmen, als eine sehr sinnvolle Mission. Dass
im Rahmen dieser Mission auch unzählige Leben gerettet wurden, ist ebenso
wichtig.

Ich kann also nur sagen: Wenn es da Veränderungen geben soll, dann ist das
auf europäischer Ebene miteinander zu besprechen.

Zusatzfrage: Berlin hat aber sicherlich eine Position. Wie sieht die
Bundeskanzlerin also diese präzise Frage der italienischen Regierung?
Sollen die Flüchtlinge in Zukunft auch irgendwo anders hingebracht werden,
oder sollen sie immer noch nur nach Italien gebracht werden?

StS Seibert: Ich habe mich dazu für die Bundesregierung jetzt nicht zu
äußern, denn wenn es um die Veränderung des Mandats geht, dann sind das
europäische Diskussionen, die zu führen sind. Die Bundeskanzlerin hat ganz
grundsätzlich mehrfach ganz klar öffentlich gesagt, dass man die Staaten,
die aufgrund ihrer geografischen Lage besonders von den Anlandungen von
Flüchtlingen und Migranten betroffen sind, nicht alleine lassen dürfe.

Vorsitzender Feldhoff: Frau Korff hat noch eine Nachreichung und das AA hat
noch eine Nachreichung. Das AA war eher dran - bitte schön.

Burger: Vielen Dank. - Ich bin gefragt worden, ob das Auswärtige Amt oder
die Botschaft Tunis über den Abschiebeflug nach Tunesien informiert war.
Die Antwort ist: Ja, wir wurden am 9. Juli darüber informiert und haben
unsere Botschaft in Tunis entsprechend informiert, und die hat dann
gegenüber dem tunesischen Außenministerium diesen Flug angemeldet. Das war
sozusagen das Ausmaß der Beteiligung oder der Amtshilfe in diesem Fall
durch das Auswärtige Amt.

Korff: Ich habe nachzureichen: Herr Romann war nicht an der Maßnahme
beteiligt und auch nicht in Düsseldorf vor Ort. Vier Beamte der
Bundespolizei haben den Flug begleitet.

Frage: Herr Burger, teilt das Auswärtige Amt die Einschätzung des früheren
Außenministers Gabriel, dass der US-Präsident einen "regime change" in
Deutschland vorhabe und man sich dagegen stärker als bisher zur Wehr setzen
müsse?

Burger: Die Äußerungen von Herrn Gabriel habe ich hier nicht zu
kommentieren. Der Außenminister hat sich vorgestern am Rande des
Nato-Gipfels selbst geäußert. Er hat gesagt: Wir sind keine Gefangenen,
weder Russlands noch der USA. Er hat auch darauf hingewiesen, dass wir zu
unseren Nato-Verpflichtungen stehen und dass wir insofern auch zu den
Garanten der freien Welt gehören. Er hat auch in der Vergangenheit - zum
Beispiel in seiner Europarede am 13. Juni - gesagt, dass wir eine neue,
ausbalancierte Partnerschaft mit den USA brauchen, indem wir uns dort auf
die Zusammenarbeit konzentrieren, wo Werte und Interessen beider Seite
ausgewogen sind, indem wir unser Gewicht einbringen, wo sich unser Partner
zurückzieht, und indem wir als Europäer ein selbstbewusstes Gegengewicht
bilden, wo die USA rote Linien überschreiten.

Zusatzfrage: Heißt das, dass Sie die Kritik - sowohl die Perspektive des
"regime change" als auch den Vorwurf, das Auswärtige Amt nehme nicht
deutlich genug eine eigene Position ein - zurückweisen?

Burger: Ich kommentiere die Äußerung von Herrn Gabriel nicht.

StS Seibert: Wir sind vor allem auch gar kein Regime, wenn ich das einmal
sagen darf.

Zusatz: Ich zitiere ja nur den Begriff des Bis-vor-Kurzem-Außenministers.
Solche Menschen muss man doch ernst nehmen, auch in dem, was sie sagen.

StS Seibert: Wir kommentieren das ja nicht. Ich wollte nur diese Bemerkung
machen.

Frage: Ich habe eine Frage zum Thema des legalen Handels mit Elfenbein. Ich
weiß nicht, ob das Umweltministerium oder das Wirtschaftsministerium dafür
zuständig ist. Warum ist es in Deutschland überhaupt noch möglich, mit
Elfenbein zu handeln, es zu exportieren, und zwar nicht nur in EU-Länder,
sondern sogar in Drittländer? Warum kommt in der Bundesregierung niemand
auf die Idee, jeglichen Handel und Export von Elfenbein zu verbieten, oder
ist schon jemand darauf gekommen?

Haufe: Der Handel mit Elfenbein ist weltweit deutlich eingeschränkt worden.
Es ist insbesondere das Interesse der deutschen Bundesregierung, den
Elfenbeinhandel so weit wie möglich zu unterbinden. Dafür haben wir mehrere
internationale Initiativen vorgenommen, insbesondere im letzten Jahr. Die
damalige Umweltministerin hat sich auf mehreren internationalen Konferenzen
und auch im Rahmen der zuständigen UN-Verhandlungen dafür eingesetzt. Auch
im Rahmen der Europäischen Union sind wir durchaus eine treibende Kraft,
die den Elfenbeinhandel unterbinden will. Weltweit gibt es durchaus
unterschiedliche Interessen beim Handel mit Elfenbein. Das müssen wir erst
einmal mehr oder weniger zur Kenntnis nehmen. Aber auch die Europäische
Union hat dahingehend eigentlich eine klar ablehnende Haltung.

Es gibt keine komplette Einschränkung des Elfenbeinhandels weltweit. Das
hängt, wie gesagt, einfach damit zusammen, dass bestimmte Länder im Rahmen
dieses Gutes Interessen verfolgen. Aber wir selber lehnen den Handel mit
Elfenbein ab.

Zusatzfrage: Aber Sie haben ihn nicht verboten. Planen Sie ein
deutschlandweites Verbot, oder streben Sie an, in Europa den Export, den
Handel mit Elfenbein zu verbieten?

Haufe: Ich habe gerade ausgeführt, dass wir den Elfenbeinhandel ablehnen.
Wir müssen hierzu eine internationale Regelung treffen, auch innerhalb der
Europäischen Union. Ich habe gerade nicht ganz konkret vor Augen, wie es im
Detail bei uns geregelt ist. Der Zoll kontrolliert diese Maßnahmen. Ich
werde gleich noch nachschauen, wo noch Ausnahmen bestehen - es kann sich
hierbei nur noch um Ausnahmen handeln -, wo der Handel noch möglich ist.

Vorsitzender Feldhoff: Wir hoffen auf umfangreiche und inhaltsreiche
Nachlieferungen.

Ich möchte an dieser Stelle für diese Pressekonferenz danken.

Ganz zum Schluss möchten wir einem Besucher danken, der oft hier war,
nämlich Herrn Madelin, und ihm zum Schluss für die letzte
Regierungspressekonferenz, an der er teilgenommen hat, noch einmal das Wort
geben. Bitte schön!

Madelin: Danke. Das ist meine letzte Regierungspressekonferenz. Ich kehre
nach sechs Jahren nach Paris zurück.

Ich möchte mich bei der Bundespressekonferenz bedanken. Das ist eine
einzigartige Institution. Ich bin vorsichtig mit dem Begriff "deutsches
Modell", aber in diesem Falle seid Ihr ein Vorbild. Ich werde es sehr
vermissen.

Ich möchte mich bei allen Kollegen für die stimulierenden Fragen bedanken,
bei den Sprecherinnen und Sprechern für die Antworten und bei dem Protokoll
für die Korrektur meiner Sprache. Ich wünsche Ihnen alles Gute.

Eine letzte Frage möchte ich noch loswerden. Herr Seibert, schaut die
Bundeskanzlerin das Spiel am Sonntag?

StS Seibert: Diese Frage ist jetzt ja quasi außerhalb des Protokolls. -
Ehrlich gesagt, bin ich fast sicher, weil ihr Interesse an so etwas sehr,
sehr groß ist. Aber genau kann ich es Ihnen nicht sagen, weil ich ihren
Plan nicht kenne. Aber ich bin ziemlich sicher.

Freitag, 13. Juli 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 13. Juli 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/07/2018-07-13-regpk.html
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2276: Berlin - Helle Panke Veranstaltung am 19. Juli 2018


Helle Panke

Veranstaltung in der 29. Kalenderwoche



Liebe Helle Panke Fans,

Nächste Woche haben wir nur eine Veranstaltung geplant. Die hat es dafür in
sich. Wir widmen uns im Garten des ://aboutblank den Barrikadenkämpfen,
Idealen und der Kooperation von Arbeiterinnen, Migrantinnen, Studenten und
Künstlern in den Wochen des Pariser Mai 1968. Wir freuen uns auf die
Diskussion mit der Verlagsmitbegründerin des Nautilus-Verlags, Hanna
Mittelstädt, Negator und mit Ihnen.

Einen schöne Sommerwoche wünscht das Team der Helle Panke


Donnerstag, 19. Juli 2018, 20 Uhr, Einlass 19:30 Uhr

Junge Panke

Das französische '68 und die Situationisten

Ein Abend im Garten des //:about blank zum Pariser Mai '68 und was davon
heute noch interessant ist

Mit Hanna Mittelstädt und Negator

Moderation: Dr. des. Birgit Ziener

Im Anschluss wird "Die Zukunft begann im Mai" (BRD/F 1971, Regie: Malte
Rauch) gezeigt.

Kosten: 2,00 Euro / ermäßigt 1,00 Euro

Ort: //:about blank, Markgrafendamm 24c, 10245 Berlin

Facebook: https://www.facebook.com/events/938986616281030/

Der Rückblick auf das fünfzigste Jubiläum von 1968 in Deutschland fällt
historisierend aus. Alte Fotos wurden nochmal aus den Schubladen gezogen,
die üblichen Zeitzeugen befragt, ein paar Fernseh-Dokus wiederholt. Mit
aktuellen linken Kämpfen hat all das wenig zu tun.

Ganz anders scheint die Situation zurzeit in Frankreich zu sein. Hier
formiert sich eine Bewegung an den Unis, auf der Straße, aber vor allem
unter den Beschäftigten der französischen Eisenbahn gegen die "Reformen"
von Emmanuel Macron. Diese Reformvorhaben sollen in dieselbe Richtung gehen
wie die Maßnahmen der Schröder-Regierung, die damals den Namen "Agenda2010"
trugen und u.a. das Hartz-IV-System hervorbrachten. Die Protestmischung aus
Bahnarbeiter*innen, studentischen Besetzer*innen an der Uni und linken
Straßenaktivist*innen wird oft mit der Mischung des "Pariser Mai '68"
verglichen, die den damaligen Präsidenten zur Flucht auf einen
Militärstützpunkt zwang und die französischen Verhältnisse zumindest für
einen Monat zum Tanzen brachte.

Grund genug, mit einem Junge-Panke-Abend diesen Pariser Mai '68 nochmal aus
verschiedenen Perspektiven zu betrachten. Hierfür konnten wir Hanna
Mittelstädt, Mitgründerin des Verlages Edition Nautilus gewinnen. Der
Verlag entstand u.a., um den spontanen, undogmatischen Geist des Pariser
Mai in Form von übersetzten Texten in Deutschland zugänglich zu machen.

In die (anti)künstlerische und kritische Strömung der Situationisten, die
mit dem Pariser Mai '68 verbunden waren, führt Negator vom Autorenkollektiv
BBZN ein.

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Philosophische Gespräche"

Heft 54: Die Russische Revolution als philosophisches Schlüsselereignis
Georg Lukács' und Ernst Blochs politisch-philosophische Antworten auf
Lenin(ismus) und die Oktoberrevolution (Konferenzbeiträge - Teil 2)
Berlin 2018, 64 Seiten

INHALT

* Stefan Bollinger: Lenin, Lukács und der unverzichtbare Sozialismus (S.5)


* Eric-John Russell (englischer Text!): Georg Lukács: An Actually Existing
Antinomy (S.13)

* Patrick Eiden-Offe: Georg Lukács: Auf dem Weg zu einer Biografie des
Intellektuellen im 20. Jahrhundert (S.48)

* Micha Brumlik: Geschichte und Klassenbewusstsein: Vom Ende des
Proletariats in Pöbel und autoritärer Anarchie (S.53)


Heft 53: Die Russische Revolution als philosophisches
Schlüsselereignis

Georg Lukács' und Ernst Blochs politisch-philosophische Antworten auf
Lenin(ismus) und die Oktoberrevolution (Konferenzbeiträge - Teil 1)

Berlin 2018, 64 Seiten

INHALT

* Rüdiger Dannemann: Georg Lukács und Ernst Bloch - Freundschaft und
Rivalität * Doris Zeilinger: Ontologie bei Bloch und Lukács. Einleitende
Vorbemerkungen

* Hans-Ernst Schiller: Die Bedeutung von Geschichte und Klassenbewusstsein
für die Entwicklung der Bloch'schen Philosophie

* Martin Küpper: Zur Entstehung der spekulativen Philosophie von Ernst
Bloch

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06626: Logik schafft sich andere Welten (SB)


Eine unheilverkündende Versammlung der schwarzen Figuren auf dem
Königsflügel zeigt das heutige Rätsel der Sphinx, und wer nur einen
flüchtigen Blick hineinwirft in die Stellung, mag auch von einem
schwarzen Sieg träumen. Nicht wahr, so sagt der flüchtig Blickende, es
droht ja 1...Tf8xf3 mit rascher Vernichtung und Eroberung des weißen
Königs. Ja, in der Flüchtigkeit des ersten Anscheins möchte man wohl
glauben, daß Weiß verloren stünde. Ein tieferer Wesensblick offenbart
jedoch eine andere Wahrheit. Wie steht es denn um den schwarzen König?
Wie sicher ist sein Asyl auf d7? Und das ist das Schöne, schier
Bezaubernde am Schach, daß niemals hier der Trug regiert, daß Logik im
festen Bunde mit der Imagination sich andere Welten schafft, als
Lichtreflexe, blinde Schatten an Existenz so vordergründig vorgeben.
Nun, Wanderer, der du auf deinen weiten Reisen grünen Tälern und hohen
Bergen den Rücken kehrst, immerzu voranmarschierst, dich nicht
verlocken läßt vom Blütenschimmer des Vergänglichen, sag', hat Weiß
nicht viel mehr Gründe, mit seinem nächsten Zug die Gesetze dieser
Partie nach seinem Sinne umzuschreiben? Die schwarze Versammlung droht
fürchterlich, doch viel fürchterlicher noch droht dem schwarzen König
Untergang.
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Simirin - Alterman

Haifa 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

So hatte der PCA-Weltmeister Garry Kasparow 1995 also recht behalten,
als er sagte, daß er nicht glaube, seinen Titel gegen Gata Kamsky,
sondern gegen den Inder Viswanathan Anand verteidigen zu müssen. Mit
1.Ta1-a7! Tc8-c7 2.Lc4-a6 Td8-b8 3.e4-e5 Sf6-e8 - 3...d6xe5 4.d5-d6
Tc7-d7 5.Sf3xe5 - 4.Ta7xb7 Tc7xb7 5.La6xb7 Tb8xb7 6.Dg5-d8 Dg7-f8
7.Te1-a1 Se8-c7 - 7...Df8-e7 8.Ta1-a8! - 8.Dd8-d7 Df8-b8 9.Dd7xd6 c5-
c4 10.b3xc4 b4-b3 11.Ta1-b1 b3-b2 12.Dd6-c5 Tb7-b3 13.Dc5-d4 Db8-b4
14.Sf3-g5 Tb3-c3 15.Dd4-f4 f7-f5 26.e5xf6 e.p. Sc7xd5 27.f6-f7+
spielte sich Anand nach New York, wo er dann allerdings von Kasparow
regelrecht verhauen wurde.



Erstveröffentlichung am 18. Juli 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/679: Weltergewicht - Wiederauferstehung einer Legende ... (SB)




Manny Pacquiao gewinnt vorzeitig gegen Lucas Matthysse

Manny Pacquiao, Weltmeister in acht verschiedenen Gewichtsklassen und
eine Legende des Boxsports, hat Lucas Matthysse überzeugend in die
Schranken gewiesen und seinen ersten vorzeitigen Sieg seit 2009
erzielt. Der Philippiner behielt bei ihrem Kampf in Kuala Lumpur in
der siebten Runde die Oberhand und nahm dem Argentinier den
zweitrangigen Titel des regulären WBA-Weltmeisters im Weltergewicht
ab. Während Pacquiao damit seine Bilanz auf 60 Siege, sieben
Niederlagen sowie zwei Unentschieden ausbauen konnte, stehen für den
entthronten Champion nun 39 gewonnene und fünf verlorene Auftritte zu
Buche. [1]

Der 39jährige Philippiner schickte seinen Gegner im Verlauf des Kampf
dreimal auf die Bretter. In der überlegen geführten dritten Runde
erzielte er mit dem Uppercut einen Niederschlag, in der fünften war es
eine Rechte gegen die Schläfe. Im folgenden Durchgang versetzte
Pacquiao dem Kontrahenten mit dem Jab und linken Uppercuts weitere
heftige Treffer, so daß sich ein nahes Ende abzeichnete. Als der vier
Jahre jüngere Argentinier schließlich in der siebten Runde abermals zu
Boden gehen mußte, nahm ihn Ringrichter Kenny Bayless unverzüglich aus
dem Kampf.

Wie Pacquiao in einer ersten Stellungnahme sagte, sei Matthysse ein
Gegner von gefährlicher Schlagwirkung. Daher habe er die Fäuste stets
oben gehalten und sein Bestes gegeben. Ihn überrasche indessen, daß
ihm gegen den bekanntermaßen zähen Argentinier ein vorzeitiger Sieg
gelungen sei. Er habe hart für diesen Kampf trainiert und sei
konzentriert zu Werke gegangen, ohne etwas zu überstürzen. Lucas
Matthysse räumte unumwunden ein, einem großartigen Kämpfer und
Champion unterlegen zu sein. Manchmal gewinne man und manchmal
verliere man eben, diesmal habe er gegen eine Legende den kürzeren
gezogen. Dies sei aber nicht das Ende seiner Tage im Ring. [2]

Bei seinem vorangegangenen Auftritt in Brisbane hatte Manny Pacquiao
im Juli 2017 umstritten gegen den Australier Jeff Horn verloren und
dabei den Gürtel der WBO eingebüßt. Nach dieser Niederlage trennte er
sich von seinem Trainer Freddy Roach, mit dem er 17 Jahre und 34
Kämpfe zusammengearbeitet hatte. Soweit bekannt, hat er nie mit Roach
persönlich über die Gründe gesprochen, zu seinem langjährigen Freund
und Assistenztrainer Buboy Fernandez zu wechseln. Da der Philippiner
überdies vor dem Kampf gegen Matthysse die mit 378 Tagen längste Pause
seiner Karriere eingelegt und seit fast neun Jahren keinen Knockout
mehr erzielt hatte, war durchaus ungewiß, ob ihn der Argentinier nicht
überfordern würde.

Da aber auch Lucas Matthysse den Zenit seines Könnens weit
überschritten hat, konnte er dem Philippiner zu keinem Zeitpunkt
gefährlich werden. Seitdem er 2015 im Kampf um einen vakanten Titel im
Halbweltergewicht in der zehnten Runde gegen Viktor Postol verloren
und sich dabei eine schwere Gesichtsverletzung zugezogen hatte, schien
er nicht mehr an frühere Leistungen anknüpfen zu können. Nach langer
Abwesenheit von 19 Monaten kehrte er zwar erfolgreich zurück und
gewann zwei Auftritte in Folge vorzeitig, doch handelte es sich dabei
um keine namhaften Gegner. Zudem hatte der Argentinier seit jeher
Probleme mit schnellen Rechtsauslegern, wie seine Niederlagen gegen
Zab Judah und Devon Alexander gezeigt hatten. Das kam auch im Falle
des Philippiners in aller Deutlichkeit zum Tragen.

Seit 23 Jahren im Boxgeschäft aktiv, wirkte Manny Pacquiao im Kampf
mit Matthysse erheblich schneller und wirkmächtiger, als man ihn seit
langem erlebt hat. Wenngleich er einen besseren Eindruck als bei
seinen letzten Auftritten hinterließ, war doch vor allem die Schwäche
des Argentiniers für den klaren Ausgang ihres Gefechts entscheidend.
Matthysse war langsamer und bot ein relativ statisches Ziel, zumal er
auf wirkungsvolle Einzeltreffer setzte, während ihn Pacquiao
unablässig zermürbte. Der Argentinier hat den allergrößten Teil seiner
Karriere im Halbweltergewicht zugebracht und war ihm körperlich
unterlegen. Matthysse gehört von seiner Physis her nicht ins
Weltergewicht, wo er mit den führenden Akteuren nie zurecht kam. Er
konnte sich den nachrangigen WBA-Titel im Januar nur deswegen sichern,
weil er mit Tewa Kiram einen relativ schwachen Kontrahenten vor den
Fäusten hatte. Der Argentinier war vordem ein gefürchteter Kontrahent,
dessen unermüdlicher Angriffslust und enormer Schlagwirkung kaum
jemand standhalten konnte. Er muß nun offensichtlich dem Verschleiß zu
vieler Schlachten im Ring Tribut zollen.

Manny Pacquiao hatte eine kluge Wahl getroffen, sich den namhaften,
aber gealterten Matthysse zum Gegner auszusuchen. Errol Spence, Keith
Thurman, Terence Crawford, Danny Garcia oder Shawn Porter hätten ihn
vermutlich aufs sportliche Altenteil geschickt. Nach diesem unerwartet
klaren Erfolg dürfte Pacquiaos ehemaliger Promoter Bob Arum von Top
Rank wohl auf einen Kampf gegen Wassyl Lomatschenko im Dezember
drängen. Dazu müßte der Philippiner allerdings mindestens eine
Gewichtsklasse herunterkommen, da der Ukrainer derzeit im
Leichtgewicht antritt und man sich in der Mitte treffen könnte. Eine
Alternative wäre der ebenfalls bei Arum unter Vertrag stehende Terence
Crawford, aktuell WBO-Weltmeister im Weltergewicht. Und sollte
Pacquiao auch dieser Option abgeneigt sein, käme noch Jose Ramirez in
Frage, der WBC-Champion im Halbweltergewicht. Für ein breiteres
Publikum attraktiver wäre natürlich ein Kampf gegen Keith Thurman oder
Errol Spence im Weltergewicht, zu dem es aus den genannten Gründen
jedoch nicht kommen wird.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/07/manny-pacquiao-vs-lucas-matthysse-results/#more-266747

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/24100683/manny-pacquiao-ko-lucas-matthysse-7th-round-claim-wba-welterweight-title
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